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Verordnung 

zu dem Abkommen vom 21. Dezember 1995 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Armenien 
über die deutschen Kriegsgräber in der Republik Armenien 

Vom 11. Dezember 1996 

Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 6. Mai 1994 zu dem Abkommen 
vom 16. Dezember 1992 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Regierung der Russischen Föderation über Khegsgräberfürsorge 
(BGBl. 1994 II S. 598) verordnet die Bundesregierung; 

Artikel 1 

Das in Eriwan am 21. Dezember 1995 Unterzeichnete Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Armenien über die deutschen Kriegsgräber in der Republik Armenien wird hiermit 
in Kraft gesetzt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem das in Artikel 1 
genannte Abkommen nach seinem Artikel 11 in Kraft tritt. 

(2) Der Tag des Inkrafttretens ist kn Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 11. Dezember 1996 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 

Die Bundesministerin 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Claudia Notte 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Armenien 
über die deutschen Kriegsgräber in der Republik Armenien 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Armenien - 

in dem Wunsch, für die im Hoheitsgebiet der Republik Armenien 
liegenden deutschen Kriegsgräber eine endgültige Regelung zu 
schaffen. 

in dem Bestreben, die Erhaltung und Pflege dieser Gräber in 
würdiger Weise und gemäß den Bestimmungen des geltenden 
humanitären Völkerrechts sicherzustellen. 

in Ausführung von Artikel 18 des Vertrags vom 9. November 
1990 über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammen¬ 
arbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die Begriffe: 

a) „deutsche Kriegstote“; 

- Angehörige der deutschen Streitkräfte, 

- diesen nach deutschem Recht gleichgestellte Personen. 

- sonstige Personen deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
Zusammenhang mit den Ereignissen des Krieges 
1914/1918 oder des Krieges 1939/1945 oder nach ihrer 
Deportation gestorben sind; 

b) „deutsche Kriegsgräber: 

die im Hoheitsgebiet der Republik Armenien liegenden Gräber 
deutscher Kriegstoter; 

c) „deutsche Kriegsgräberstätten“: 

die im Hoheitsgebiet der Republik Armenien noch existieren¬ 
den, auffindbaren oder neu anzulegenden Friedhöfe oder 
Teile von Friedhöfen, auf denen deutsche Kriegstote bestattet 
sind. 

Artikel 2 

(1) Die Regierung der Republik Armenien gewährleistet den 
Schutz der deutschen Kriegsgräber und das dauernde Ruherecht 
für die deutschen Kriegstoten in ihrem Hoheitsgebiet und hält die 
Umgebung der deutschen Kriegsgräberstätten von allen Anlagen 
frei, die mit der Würde dieser Stätten nicht vereinbar sind. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ist berech¬ 
tigt, die deutschen Kriegsgräber und deutsche Kriegsgräberstät¬ 
ten in der Republik Armenien auf ihre Kosten herzurichten und zu 
pflegen. 

Artikel 3 

(1) Die Regierung der Republik Armenien überläßt für Vergan¬ 
genheit und Zukunft kostenlos und auf unbegrenzte Dauer die 
als deutsche Kriegsgräberstätten dienenden Geländeflächen als 
dauernde Ruhestätten für die deutschen Kriegstoten. 


(2) Eigentumsrechte werden durch dieses Abkommen nicht 
berührt. Für notwendig erachtete Änderungen der Grenzen von 
als deutsche Kriegsgräberstätten genutzten Geländeflächen wer¬ 
den in gegenseitigem Einvernehmen zwischen den Vertragspar¬ 
teien oder den von ihnen bezeichneten Stellen geklärt. Wird im 
Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien ein Gelände ganz 
oder teilweise nicht mehr für den vorgesehenen Zweck genutzt, so 
hat diese Änderung für die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland den Verlust des Nutzungsrechts daran zur Folge. 

(3) Sollte ein Gelände nach Absatz 1 aus zwingenden öffentli¬ 
chen Gründen für eine andere Verwendung benötigt werden, so 
stellt die Regierung der Republik Armenien der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland ein anderes geeignetes Gelände zur 
Verfügung und übernimmt die Kosten für die Umbettung der Toten 
und für die Herrichtung der neuen Gräber. Die Auswahl des neuen 
Geländes, seine Herrichtung sowie die Durchführung der Umbet¬ 
tung erfolgen in beiderseitigem Einvernehmen. 

Artikel 4 

(1) Die Regierung der Republik Armenien gestattet, ohne daß 
Ihr daraus Kosten entstehen und nachdem ihr ein Plan zur vorheri¬ 
gen Zustimmung Vorgelegen hat, der Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland, die Gräber der deutschen Kriegstoten, deren 
Umbettung die Regierung der Bundesrepublik Deutschland für 
notwendig erachtet, zusammenzulegen. Die Ausbettung von deut¬ 
schen Kriegstoten erfolgt durch von deutscher Seite benannte 
Kräfte. 

(2) Über jede Umbettung eines deutschen Kriegstoten wird ein 
Protokoll angefertigt, in dem die alte und die neue Grablage, die 
Personalien, die Beschriftung der Erkennungsmarke oder andere 
Identifizierungsmerkmale genannt sind. 

(3) Soweit nachweisbar ehemals vorhandene deutsche Kriegs¬ 
gräberstätten auf armenischem Boden durch zwischenzeitliche 
infrastrukturelle Veränderungen aufgelassen und die dort bestat¬ 
teten deutschen Toten nicht mehr zu bergen sind, gestattet die 
Regierung der Republik Armenien auf Antrag der deutschen Seite 
hin die Errichtung von Gedenkstätten in schlichter und würdiger 
Form an diesen ehemaligen Standorten. Die Regierung der Repu¬ 
blik Armenien stellt hierfür geeignetes Gelände zur Verfügung. 

(4) Soweit zur Ermöglichung einer endgültigen Bestattung auf 
einer deutschen Kriegsgräberstätte eine provisorische Bestattung 
deutscher Kriegstoter, die auf armenischem Boden gefunden 
werden, erforderlich wird, trifft die Regierung der Republik Arme¬ 
nien Vorkehrungen für deren ordnungsgemäße und würdige pro¬ 
visorische Bestattung und Kennzeichnung der Grabstätten. 

Artikel 5 

Sofern sich auf deutschen Kriegsgräberstätten neben deut¬ 
schen Kriegsgräbem auch Gräber von Kriegstoten anderer Staa¬ 
ten befinden, ist diese Tatsache bei Entscheidungen über Erhal¬ 
tung und Pflege dieser Gräber angemessen zu berücksichtigen. 

Artikel 6 

(1) Die Überführung deutscher Kriegstoter aus dem Hoheits¬ 
gebiet der Republik Armenien in die Bundesrepublik Deutschland 
bedarf der vorherigen Zustimmung der Regierung der Bundes- 
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republik Deutschland. Die Regierung der Republik Armenien ge¬ 
stattet eine solche Überführung nur bei Vorliegen dieser Zustim¬ 
mung. 

(2) Der Zustimmung der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land bedürfen auch Anträge an die Regierung der Republik 
Armenien, die eine Überführung deutscher Kriegstoter in Drittlän¬ 
der zum Zweck haben. 

(3) Alle Kosten und Gebühren für die Ausbettung und Über¬ 
führung von deutschen Kriegstoten ins Ausland gehen zu Lasten 
der Antragsteller. 

(4) Bei der Ausbettung von deutschen Kriegstoten zur Überfüh¬ 
rung können Vertreter der Behörden beider Vertragsparteien an¬ 
wesend sein. 

Artikel 7 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland beauftragt 
den „Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V.“ (nachste¬ 
hend „VOLKSBUND“ genannt) mit der technischen Durchführung 
der Aufgaben in der Republik Armenien, die sich aus diesem 
Abkommen für die deutsche Seite ergeben. 

(2) Die Regierung der Republik Armenien überträgt dem Vete¬ 
ranenrat der Republik Amnenien ähnliche Aufgaben. 

(3) Für den Fall, daß die Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land oder die Regierung der Republik Armenien eine andere 
Organisation beauftragen will, wird hierüber Einvernehmen zwi¬ 
schen den Vertragsparteien hergestellt. 

Artikels 

(1) Die Regierung der Republik Armenien gewährt dem VOLKS¬ 
BUND jede mögliche Unterstützung, insbesondere den Zugang zu 
den bei allen Behörden urKi sonstigen Einrichtungen jetzt oder in 
Zukunft verfügbaren Unterlagen über deutsche Kriegsgräber und 
verstorbene deutsche Soldaten. Andere Vereinbarungen und Ab¬ 
sprachen bleiben unberührt. 

(2) Zur Durchführung seiner Aufgaben kann der VOLKSBUND 
Vertreter, Fachkräfte und sortstiges Personal in die Republik 
Armenien entsenden. 

Artikel 9 

(1) Der VOLKSBUND bedient sich bei der Ausführung der sich 
bei der Durchführung dieses Abkommens ergebenden Arbeiten 
nach Möglichkeit örtlicher Arbeitskräfte und örtlichen Materials 
gemäß den im freien Wettbewerb üblichen Bedingungen. 


(2) Der VOLKSBUND kann auch aus der Bundesrepublik 
Deutschland oder einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union Geräte, Transportmittel, Material und Zubehör, die für die 
Durchführung der in diesem Abkommen erwähnten Arbeiten erfor¬ 
derlich sind, in der Republik Armenien einführen und wieder 
ausführen. 

(3) Für die Zollabfertigung dieser Waren gilt folgendes: 

a) Vorübergehend eingeführte Geräte und Transportmittel wer¬ 
den bei ihrer Einfuhr in die Republik Armenien auf Einfuhr- 
Ausfuhr-Zollvenmerk mit dem Vorbehalt abgefertigt, daß die 
gerrannten Geräte und Transportmittel nach Beendigung der 
Arbeiten wieder ausgeführt werden; 

b) Material und Zubehör, das für die Errichtung, Ausschmückung 
oder Pflege der Gräber, Gedenkstätten oder Friedhöfe be¬ 
stimmt ist, bleibt frei von Einfuhrabgaben, wenn den Zollbe¬ 
hörden zusätzlich zur regulären Einfuhrerklärung vorgelegt 
werden: 

- eine genaue Aufstellung der eingeführten Waren, 

- eine von einer dazu ordnungsgemäß befugten Person 
Unterzeichnete Verpflichtungserklärung, die die verpflich¬ 
tende Zusicherung enthält, daß die genannten Waren nur 
für die in diesem Abkommen vorgesehenen Zwecke ver¬ 
wendet werden. 

Artikel 10 

(1) Die gemäß Artikel 3 Absatz 1 vereinbarte Überlassung der 
als deutsche Kriegsgräberstätten dienenden Geländeflächen gibt 
dem VOLKSBUND die Befugnis, im Rahmetv der einschlägigen 
armenischen Rechtsvorschriften alle Herrichtungs- und Verschö¬ 
nerungsarbeiten auf den Kriegsgräberstätten sowie den Bau ge¬ 
eigneter Zufahrtswege, Aufenthaltsräume und sonstige Einrich¬ 
tungen für Besucher unmittelbar auszuführen. 

(2) Der VOLKSBUND sorgt dafür, daß bei BauarbeKen alle 
hygiene- und gesundheitsrechtlichen Anforderungen beachtet 
werden, die die armenischen Gesetze vorsehen. Er befolgt die 
einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Fried¬ 
hofsordnungen. 

Artikel 11 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, an 
dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die erfor¬ 
derlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
erfüllt sind. 


Geschehen zu Eriwan am 21. Dezember 1995 in zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher und armenischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Kinkel 

Für die Regierung der Republik Armenien 
Papasian 
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Verordnung 

zu dem Abkommen vom 22. Dezember 1995 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Aserbaidschanischen Republik 
über die deutschen Kriegsgräber 
in der Aserbaidschanischen Republik 

Vom 11. Dezember 1996 

Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 6. Mai 1994 zu dem Abkommen 
vom 16. Dezember 1992 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Regierung der Russischen Föderation über KriegsgrSberfürsorge 
(BGBl. 1994 II S. 598) verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Das in Baku am 22. Dezember 1995 Unterzeichnete Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Aserbai¬ 
dschanischen Republik über die deutschen Kriegsgräber in der Aserbaidschani¬ 
schen Republik wird hiermit in Kraft gesetzt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem das in Artikel 1 
genannte Abkommen nach seinem Artikel 11 in Kraft tritt. 

(2) Der Tag des Inkrafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 11. Dezember 1996 

Oer Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 

Die Bundesministerin 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Claudia Nolte 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Aserbaidschanischen Republik 
über die deutschen Kriegsgräber in der Aserbaidschanischen Republik 

CornaiueHkie 

MejKfly ripaBMTe/ibCTBOM OeflepaTMBHOM PecnyöJiMKM f epMaHM« 

M ripaBMTenbCTBOM A3ep6aMfl)KaHCKOM PecnyöjiMKM 
o HeMeuKMx BoeHHbix MorMjicix B AsepöaMfljKaHCKOM PecnyöjiMKe 


Oie Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Aserbaidschanischen Republik - 

in dem Wunsch, für die im Hoheitsgebiet der Aserbaidschani¬ 
schen Republik liegenden deutschen Kriegsgräber eine endgül¬ 
tige Regelung zu schaffen, 

in dem Bestreben, die Erhaltung und Pflege dieser Gräber in 
würdiger Weise und gemäß den Bestimmungen des geltenden 
humanitären Völkerrechts sicherzustellen, 

sind wie folgt übereingekommen; 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die Begriffe: 

a) „deutsche Kriegstote“: 

- Angehörige der deutschen Streitkräfte, 

- diesen nach deutschem Recht gleichgestellte Personen, 

- sonstige Personen deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
Zusammenhang mit den Ereignissen des Krieges 
1914/1918 oder des Krieges 1939/1945 oder nach ihrer 
Deportation gestorben sind; 

b) „deutsche Kriegsgräber“: 

die im Hoheitsgebiet der Aserbaidschanischen Republik lie¬ 
genden Gräber deutscher Kriegstoter; 

c) „deutsche Kriegsgräberstätten“; 

die im Hoheitsgebiet der Aserbaidschanischen Republik noch 
existierenden, auffindbaren oder neu anzulegenden Friedhöfe 
oder Teile von Friedhöfen, auf denen deutsche Kriegstote 
bestattet sind. 

Artikel 2 

(1) Die Regierung der Aserbaidschanischen Republik gewähr¬ 
leistet den Schutz der deutschen Kriegsgräber und das dauernde 
Ruherecht für die deutschen Kriegstoten in ihrem Hoheitsgebiet. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ist berech¬ 
tigt, die deutschen Kriegsgräber und deutsche Kriegsgräberstät¬ 
ten in der Aserbaidschanischen Republik auf ihre Kosten herzu¬ 
richten und zu pflegen. 


DpaBHTenbCTBO (DepepaTMeHoti PecnyönMXH FepMaHM» 

H 

flpaBHTenbCTBO AsepöaüAxtaHCKOH PecnyöjiMXH, 

xtenan OKOHHarenbHO yperynnpoBaTb Bonpocu b otholubhuh 
pacnonoxceHHbix na repptiTopHH A3epöa(in)KaHCKoü PecnyönMXM 
HeMeuKHX BoeHHbix Morvin, 

CTpeMflCb oöecneMMTb coxpaHHOcxb stmx Mornn m yxoA sa 
HHMM AOCTOHHUM 06p£l30M M B COOTBeTCTBMM C nonOKeHMBMH 
AeiicTByiouiero Me>KAyHapOAHoro ryMaHurapHoro npaea, 

AoroBopHnncb o cneAyiouteM: 

CTaTM 1 

B cMbic/ie HacTOBuiero CornaujeHviB Hn>KecneAyiouL|Me rep- 
MMHbi osHanaiOT; 

a) “nornöujMe b BoäHax HBMUbi”: 

- nnua, BXOAUBUJkie b coctsb repMaHCXkix BOopyxreHHbix 

CMJI, 

- npHpaBHeHHue x hmm b cooTBeTCTBkin c repMaHCKMM saxo- 

HOABTeribCTBOM HHUa, 

- npoMHB nnita c repMaHcxMM rpaxcABHCTBOM, yMepurne b 
pesynbraxe coöbixMM b BOÜHe 1914—1918 rr., a xaxxre b 
BOMHe 1939-1945 rr., nn6o b pesynbxaxe hx AenopxauMM; 

6) “HeMeuxne BOeHHue Mornnbi’: 

- HaxoAHUAMecB Ha xeppnxopviH A3ep6aüA>KaHcxoH Pecny- 
önHXH MOTHjibi norxiöüJHx B BoüHax HeMuea; 

b) “HBMeuxHe BoeHHbie saxopoHeHnn”: 

- KnaAÖHu^a nnvi ynacxKu xnaAÖHu^ Ha xeppnxopHH Asep- 
öaMAMaHCKOH PecnyönMXH, xoxopbie eute cyutecxeyxjx, 
Moryx öbixb oÖHapyxteHbi huh öypyx bhobb sanoxrenbi, h 
Ha xoxopbix saxopoHeHbi, nornöuiHe b BOÜHax HeMUbi. 

Craxfan 2 

1) ripaBHxenbcxBO AsepöaÜArxaHCXOH PecnyönnxH oöecneHM- 
Baex Ha ceoeä xeppnxopHH saotMxy hbmbuxhx boohhux moxh/i h 
npaBO Ha BenHbiii noxoä norHöujHx b BOHnax HeMuea. 

2) ripaBHxenbCXBO (beAepaxHBHOH PecnyönMxn FepMauHB 
Bnpaae sa cbom cnex ocyu^ecxanaxb önaroycxpoücxBO m yxoA sa 
HBMeuxHMM BoeHHbHMM MorH/iaMH H saxopOHeHHBMH B Asepöaü- 
A’xaHcxofi PecnyöJiMxe. 
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Artikel 3 

(1) Zur Durchführung von Artikel 2 sfelH die Regierung der 
Aserbaidschanischen Republik kostenlos und auf unbegrenzte 
Dauer die erforderlichen Geländeflächen als dauernde Ruhestät¬ 
ten für die deutschen Kriegstoten zur Verfügung. 

(2) Eigentumsrechte werden durch dieses Abkommen nicht 
berührt. 


Artikel 4 

(1) Die Regierung der Aserbaidschanischen Republik gestattet, 
ohne daß ihr daraus Kosten entstehen und nachdem ihr ein Plan 
zur vorherigen Zustimmung Vorgelegen hat. der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, die Gräber der deutschen Kriegs¬ 
toten, deren Umbettung die Regierung der Bundesrepubiik 
Deutschland für notwendig erachtet, zusammenzulegen. Die Aus¬ 
bettung von deutschen Kriegstoten erfolgt durch von deutscher 
Seite benannte Kräfte. 


(2) Über jede Umbettung eines deutschen Kriegstoten wird ein 
Protokoll angefertigt, in dem die alte und die neue Grablage, die 
Personalien, die Beschriftung der Erkennungsmarke oder andere 
Identifizierungsmerkmale genannt sind. 

(3) Soweit nachweisbar ehemals vorhandene deutsche Kriegs¬ 
gräberstätten auf aserbaidschanischem Boden durch zwischen¬ 
zeitliche infrastrukturelle Veränderungen aufgelassen und die dort 
bestatteten deutschen Toten nicht mehr zu bergen sind, gestattet 
die Regierung der Aserbaidschanischen Republik auf Antrag der 
deutschen Seite hin die Errichtung von Gedenkstätten in schlich¬ 
ter und würdiger Form an diesen ehemaligen Standorten. Die 
Regierung der Aserbaidschanischen Republik stellt hierfür geeig¬ 
netes Gelände zur Verfügung. 

(4) Soweit zur Ermöglichung einer endgültigen Bestattung auf 
einer deutschen Kriegsgräberstätte eine provisorische Bestattung 
deutscher Kriegstoter, die auf aserbaidschanischem Boden ge¬ 
funden werden, erforderlich wird, trifft die Regierung der Aser¬ 
baidschanischen Republik Vorkehrungen für deren ordnungs¬ 
gemäße und würdige provisorische Bestattung und Kennzeich¬ 
nung der Grabstätten. 


Artikel 5 

Sofern sich auf deutschen Kriegsgräberstätten neben deut¬ 
schen Kriegsgräbem auch Gräber von Kriegstoten anderer Staa¬ 
ten befinden, ist diese Tatsache bei Entscheidungen über Erhal¬ 
tung und Pflege dieser Gräber angemessen zu berücksichtigen. 


Artikel 6 

(1) Die Überführung deutscher Kriegstoter aus dem Hoheits¬ 
gebiet der Aserbaidschanischen Republik in die Bundesrepublik 
Deutschland bedarf der vorherigen Zustimmung der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Regierung der Aserbai¬ 
dschanischen Republik gestattet eine solche Überführung nur bei 
Vorliegen dieser Zustimmung. 

(2) Der Zustimmung der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland bedürfen auch Anträge an die Regierung der Aser¬ 
baidschanischen Republik, die eine Überführung deutscher 
Kriegstoter in Drittländer zum Zweck haben. 

(3) Alle Kosten und Gebühren für die Ausbettung und Über¬ 
führung von deutschen Kriegstoten ins Ausland gehen zu Lasten 
der Antragsteller. 

(4) Bei der Ausbettung von deutschen Kriegstoten zur Über¬ 
führung können Vertreter der Behörden beider Vertragsparteien 
anwesend sein. 


CraTbR 3 

1) Bo McnonHeHkie ct. 2 ripaeMTenbCTeo AaepöaMA^KaHCKOü 
PecnyÖMKM npenocTaenneT öesaosMesflHO m na HeorpaHWMeH- 
Hbiü cpoK HeoöxoflMMue yHacTKM aeMAM KaK MecTo eewHoro 
noKoe nomöuiHx a aoHHax HeMpea. 

2) Rpaaa coöcTeeHHOCTu ne saTparnaaioTca paHHbiM Cor- 
naiueHkieM. 


CraTbn 4 

1) ripaBMTenbCTBo A3ep6aMA>KaHCKOM Pecnyö/iMKM paa- 
peiuaeT npaaMTenbcray OeAepaTMBHOü PecnyönkiKH TepMaHHR 
oöiieA^HkiTb MorMAbi norttöujHX a bohh6ix HeMuee, nepeaaxopo- 
HeHkie KOTopbix npaBMTenbcrao OeAepaTMBHoä PecnyönMXM 
PepMaHMR cHMTaer HeoöxoAtiMbiM, ecnM a canaki c sthm aar 
npasMTenbCTaa AaepöaMA’icaHCKOH PecnyönMKR ne aoaHkiKHyr 
pacxoAbi, H nocne paccMorpoHMR npeAOCTaaneHHoro evy aar 
npeAsapHTeAbHoro cornacMR cooTaeTCTayiou4ero nAana. klaisR- 
THe nornöujkix a aoÜHax HOMuea ocyutecTaARercfl cneukianHCTa- 
MVi no Bbiöopy repMaHCKOü cTopoHbi. 

2) O KcUKAOM nepesaxopoHOHRM norMÖuiero a aoHHax neMua 
cocTaaARBTCR npoTOKon, a xoropoM yKaabiaaioTCR npex^Hee h 
HOB oe pacnoAOxceHkie Mornnbi, nHHHbie AaHHue, HaAnncb na 
AMHHOM aHaxe hau nnbie onoaHaBareAbHbie npHaHaxki. 

3) Ecah HeMeuKkie BoeHHbie aaxopoHeHMR Ha aaep6aHA>KaHC- 
KOÜ aeMAe, o npexcHeu cyurecTaoeaHMH xoTopbix hmbiotcr ao- 
KasareAbCTBa, renepb acAeACTane HSMeHeHHü HH4>pacTpyKTy- 
pbi npexpaTHAH caoe cyuiecTaoaaHHe, h MatiRTHe ocraHKoa 
aaxopoHBHHbix TaM nornöujMX a aoHHax HeuLtea He npepcTaBAR- 
ercR BoaMOXTHbiM, to npaaHreAbCTBO AaepöaHAxcaHCKoü Pecny- 
ÖAHKH no xoAaraficTBy repMancKOH CTOpOHbi paapeujaer ycTa- 
HOBxy B 3THX Mecrax npocTbix h aoctohhux naMRTHux Meer. 
npaBMxeAbCTBO Aaep6aHA>xaHCKOH PecnyöAMXM npeAOCTaann- 
er AAR aroro noAXOARutMH yMacrox. 

4) Ecam Ab OKOHMareAbHoro norpeöeHMR Ha ynacTKe xaKoro- 
AHÖo HeweuKoro aoeHHoro aaxopOHeHHR norpeöyercR apeMen- 
Ho noxopoHHTb oÖHapyxreHHbiB Ha aaepbaHAXTaHCKOH aeMne 
ocraHKH nornöuJHX a aeänax HeMLies, to npaaHTenbCTso Aaep- 
öaHA’xaHCKOH PecnyöAHKM npHMer Mepu aar hx HaAAexcautero 
M AOCTOHHOro BpeMeHHoro norpeöeHMR h oöoanaMeHMR Mornn. 


CraTbn 5 

Ecnn Ha yMacTxax HeMeuxHX aoennbix aaxopoHeHHH Hapapy c 
HeweuKHMM BoeHHbiMH MorMRaMH MMeioTCR TaioKB MorHAbi no- 
THÖujMx B BOMHax Ha APyrMx rocyAapcTB, to stot 4)aKT aoaxtoh 
noAoöaioutHM oöpaaoM yMMTuaaTbCR npn pemeHHRx OTHOCMTen- 
bHO coxpaHeHMR stmx MorMn m yxopa aa hhmm. 

CraTbn 6 

1) nepeBoaxa ocTanxoa nornöujMx a aoHHax neMpea c reppn- 
TopMH AaepöaHAxraHCKoä PecnyöAMXH a (t>eAepaTMBHyK) Peeny- 
ÖAHxy repviaHHR rpeöyer npeABapHTenbHoro cornacHR npaan- 
TOAbCTea (DeAepaTHBHOM PecnyöAMxn FepMaHMR. RpaaMTenbCT- 
BO AaepöaHAxcaHCXOH PecnyöAHXH noaaOAReT ocymecTBneHMe 
TaxHX nepeeoaox roAbxo npn naAHMMM aroro cornacMR. 

2) CornacMe npaaHTenbcraa (beAepaTMBHOH PecnyÖAHXH Fep- 
MOHMR TpeöyeTCfl raxxre a CAynae xoparaMcra x npaaHTeAbcrey 
AaepöaHA’KaHCKOH PecnyöAHXH c ueAbio nepeBoaxH ocTanxoa 
nOTMÖUlHX B BOMHax HOMuea B TpeTbM CTpaHbi. 

3) Bce pacxoAbi m cöopbi rro MahRTHK) m nepeaoaxe aa rpaHMuy 
noTMÖujMX B BOMHax HOMueB Hecer xoAaTaMCTByx)maR cropona. 

4) FIpM axeryMauMM ocraHxoB nornöLUMx b BOMHax HeMLies c 
uenbio MX nepeeoaxM Moryr npMcyTCTaoaaTb npeAcraeMTeAM 
BAacTed oöeMx AoroBapMBaxjutMXCR CTopoH. 
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Artikel 7 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland beauftragt 
den „Voiksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V.“ (nachste¬ 
hend „VOLKSBUND“ genannt) mit der technischen Durchfühmng 
der Aufgaben in der Aserbaidschanischen Republik, die sich aus 
diesem Abkommen für die deutsche Seite ergeben. 

(2) Für den Fall, daß die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland eine andere Organisation beauftragen will, wird hier¬ 
über Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien hergestellt. 


Artikel 8 

(1) Die Regierung der Aserbaidschanischen Republik gewährt 
dem VOLKSBUND jede mögliche Unterstützung, insbesondere 
den Zugang zu den bei allen Behörden und sonstigen Einrichtun¬ 
gen jetzt oder in Zukunft verfügbaren Unterlagen über deutsche 
Kriegsgräber und verstorbene deutsche Soldaten. Andere Verein¬ 
barungen und Absprachen bleiben unberührt. 

(2) Zur Durchführung seiner Aufgaben kann der VOLKSBUND 
Vertreter, Fachkräfte und sonstiges Personal in die Aserbai¬ 
dschanische Republik entsenden. 

Artikel 9 

(1) Der VOLKSBUND bedient sich bei der Ausführung der sich 
bei der Durchführung dieses Abkommens ergebenden Arbeiten 
nach Möglichkeit örtlicher Arbeitskräfte und örtlichen Materials 
gemäß den im freien Wettbewerb üblichen Bedingungen. 

(2) Der VOLKSBUND kann auch aus der Bundesrepublik 
Deutschland oder einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union Geräte. Transportmittel, Material und Zubehör, die für die 
Durchführung der in diesem Abkommen erwähnten Arbeiten erfor¬ 
derlich sind, in die Aserbaidschanische Republik einführen und 
wieder ausführen. 

(3) Für die Zollabfertigung dieser Waren gilt folgendes: 

a) Vorübergehend eingeführte Geräte und Transportmittel wer¬ 
den bei ihrer Einfuhr in die Aserbaidschanische Republik auf 
Einfuhr-Ausfuhr-Zollvermerk mit dem Vorbehalt abgefertigt, 
daß die genannten Geräte und Transportmittel nach Beendi¬ 
gung der Arbeiten wieder ausgeführt werden; 

b) Material und Zubehör, das für die Errichtung, Ausschmückung 
oder Pflege der Gräber, Gedenkstätten oder Friedhöfe be¬ 
stimmt ist, bleibt frei von Einfuhrabgaben, wenn den Zollbehör¬ 
den zusätzlich zur regulären Einfuhrerklärung vorgelegt wer¬ 
den: 

- eine genaue Aufstellung der eingeführten Waren, 

- eine von einer dazu ordnungsgemäß befugten Person Unter¬ 
zeichnete Verpflichtungserklärung, die die verpflichtende 
Zusicherung enthält, daß die genannten Waren nur für die 
in diesem Abkommen vorgesehenen Zwecke verwendet 
werden. 

Artikel 10 

(1) Die gemäß Artikel 3 Absatz 1 vereinbarte Überlassung der 
als deutsche Kriegsgräberstätten dienenden Geländeflächen gibt 
dem VOLKSBUND die Befugnis, im Rahmen der einschlägigen 
aserbaidschanischen Rechtsvorschriften alle Herrichtungs- und 
Verschönerungsarbeiten auf den Kriegsgräberstätten sowie den 
Bau geeigneter Zufahrtswege, Aufenthaltsräume und sonstiger 
Einrichtungen für Besucher unmittelbar auszuführen. 

(2) Der VOLKSBUND sorgt dafür, daß bei Bauarbeiten alle 
hygiene- und gesundheitsrechtlichen Anforderungen beachtet 


CraTbR 7 

1) ripaBMTenbCTBO dtepepaTkiBHOH PecnyOnmoi FepMaHkin 
nopynaeT TexHMnecKoe ocymecxeneHMe sapas b Asepöaü- 
prKaHCKoti PecnyönnKe, BbireKaioutMx pn« repMancKOH CTopoHu 
M3 aroro cornaujeHUB, FepiviaHCKOMy HapopHOMy Coiosy no 
Vxopy aa BoeuHbiMM MornnaMH (MMeHyeuoMy b panbHeüujeM 
HapopHUM Coioa). 

2) B cnynae jxenaHMB npaatiTe/ibCTBa (PepepaTHBHOH Pecny- 
önMKM FepMaHMB nopyMMXb aro xaKoft-nMöo ppyroä opraunaa- 
UMM, Ha aroT cmbt pocTHraercB cornacne Mexyjy porosapHBaio- 

U4HMHCB CTOpOHaMH. 

CTaxbR 8 

1) RpaBHTenbCTBO AaepöaApxtaHCKofi PecnyönHKH oxaabi- 
eaer HapopHOMy Cotoay BcsHecKoe copeäcTBHe, e HacTHOCTH, 
oöecneHMBaer pocryn k poxyMeHTaM o HeMeuxHX eoeHHbix mo- 
THnax M yMepujHX HeMepKHx conparax, Koropbie mmbiotcb mjim 
noflBBTCfl B pacnopnx<eHHH Bcex opraHOB BnacTH h npoHHx yn- 
pexcpeHHH. flpyrMe cornaujeHHs h poroBopeHHocTM He aaxpa- 
THBaiOTCfl. 

2) flne BbinonneHHa cbohx aapan HapopHbiä Coioa mo^kbt 
H anpaBMTb b Aaep6aHp>KaHCKyio PecnyönMxy cbohx npepcra- 
BMTeneü, cneuHanncTOB m mhom nepconan. 

CrarbA 9 

1) HapopHbiH Coioa npn BbmonneHHH BbiTexaiouiHx na nacTon- 
uiero CornaujeHHB paöor no BoaMoxrHOCTH no/ibayeTca ycnyra- 
MM MecTHOH paöoHeH CHnbi H Hcnonbayer MecTHbie MarepHaribi 
B COOTBOTCTBHH C OÖUtenpHHBTbIMH yCnOBHBMH CBOÖOPHOH KOH- 
KypeHLIHH. 

2) HapopHbiH Coioa Moxrer raioKe BBoanTb b AaepöanpxraHC- 
Kyio PecnyöPHxy wa (bepepaTMBHOM Pecnyö/iMKM FepMannn hpm 
H a crpaH-HneHOB EeponencKoro Coioaa neoöxopHMbie pne bu- 
nonHBHHB ynoMBHyTbix B HacTOBUteM CornauiBHHH paöoT oöo- 
pypoBaHMe, TpancnopTHwe cpepcrea, MaTepnanbi h npHnapne- 

MHOCTH H BblBOSHTb HX. 

3) ripM TaMotKBHHOM nponycKB arnx npepMexoB peHciByer 
cnepyioutHH nopapox: 

а) BpeweHHo BBOSHMbie b AaepöaHpxoHCxyx) Pecnyönnxy oöo- 
pypoBBHHe H ipaHcnopTHbie cpepcTBa nponycxaxjTCB c ot- 
Merxoit raivioxreHHOH cny^xöbi o BBoae h Bbieoae c ycnoaneM 
o6 oöpaTHOM BbiBoae yxasannoro oöopypoeaHHB h rpaHC- 
nopiHbix cpepcTB nocjie oxohmbhhb paöoT; 

б) MaTepnanbi h npHHapneixHOCTH, npepHaaHaneHHbie pna 
coopyixeHHB h önaroycrpoficTBa mothh, naMBTHux Meer hbh 
xnapöHOi HBH yxopa aa hhmh, ocBoöoxrpaKiTCB npn BBoae ot 
ynnaTbi raMOxreHHbix noiunnn, nanoroB h hhux cöopoe, eenn 
pononHHTenbHO x oöbiHHOfi TaMOJxeHHOH pexnapauHH ra- 
MoxreHHbiv opraHaM npepcTaBnBX)TCB: 

- nOPpOÖHaB OnHCb BBOaHMUX npepMBTOB, 

- nopnncaHHaB ynonHOMOHBHHbiM b ycTanoBneHHOM nopnp- 
xe nnpoM oOBaaienbCTBo c rapaHTHen o tom, mto Haaean- 
Hbie npepMBTbi öypyr Hcnonbaoeanbi Tonbxo b penax npe- 
pycMOTpeHHbix HacTOButHM CornameHHeM. 


CraxbA 10 

1) npepocTaaneHHe yxaaaHHWx b nynxTe 1 crarbH 3 hbctob- 
Luero CornauieHHB ynacixoB, HcnonbayeMbix nop neMeuxHe 
BoeHHbie aaxopoHBHHB, paeT HapopnoMy Coxjay npaeo b paM- 
xax peücTByroutHX b AaepöanpxraHcxoH Pecnyönnxe cootbbtct- 
ByxMpHx npaeoBbix nonoxreHHH nponaBopHTb HenoepeperaeHHo 
Bce paöoTbi no önaroycipoHCTBy boohhux aaxoponeHHH, a ra- 
KX<e crpoHTenbCTBy cooTBeTCTByx>u4Hx nopueapHbix nyreH, o6- 
utHx xoMHar h nponnx coopyjxeHHH pna noceTHTenen. 

2) HapopHbiH Coioa aaöoTHTca o tom, htoöw npn npoBepennn 
HM cTpoHTenbHbix paöoT coönxipanHCb ece caHHTapHO-rHrneHH- 
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werden, die die aserbaidschanischen Gesetze vorsehen. Er be¬ 
folgt die einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
Friedhofsordnungen. 


Artikel 11 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, an 
dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die erfor¬ 
derlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
erfüllt sind. 


necKMe TpeboeaHMa, npeflycMOTpeHHwe saKOHOflarenbCTBOM 
Aaepöakifl^aHCKOü PecnyönMKM, a laioKe coOnronanMCb coot- 
BeTCTByiomne npasoBbie h aAMMHMCTpaTMBHbie nono)«eHna o 
K/iaAÖMLuax. 

CraTbfi 11 

HacToau^ee CornaiueHMe Bciynur b cMny cnycra 1 wecnu co 
AHB yBeAOMneHMB AoroeapHBaioiAMxca ciopoH Apyr APyra o 
TOM, MTO BwnonHeHbi Bce HeoöxoAMMbie Ana sroro BHyjpnrocy- 
AapcTBeHHbie npopeAypbi. 


Geschehen zu Baku am 22. Dezember 1995 in zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher, aserbaidschanischer und russischer Spra¬ 
che, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher 
Auslegung des deutschen und aserbaidschanischen Wortlauts ist 
der russische Wortlaut maßgebend. 


CoeepujeHO b Eaxy 22 ro Aaxaöpa 1995 ropa b payx axseM- 
nnapax, KaxrAbtH ua HeMeuKOM, aaepöafiA’KaHCKOM m pyccKOM 
asbiKax, npkmeM Bce TeKCTU mmbiot oCaaarenbHyio cnny. B 
cnyuae pasnnMHoro ToriKOBaHMa HeMeuxoro m aaepöaüAJxaHc- 
Koro TBKCTa, cnpaeoHHUM aenaerca pyccKuä tbkct. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a npaetiTenbCTBO (DeAepaTHBHOH PecnyßnMKa FepManua 
Kinkel 


Für die Regierung der Aserbaidschanischen Republik 
3a npaBMTenbCTBO A3ep6a(iA>KaHCKOH Pecnyb/iMKvi 
Hassanov 
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Verordnung 

zu dem Abkommen vom 24. Januar 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und der Regierung der Repubiik Lettland 
über Kriegsgräber 

Vom 11. Dezember 1996 

Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 6. Mai 1994 zu dem Abkommen 
vom 16. Dezember 1992 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Regierung der Russischen Föderation über Kriegsgräberfürsorge 
(BGBl. 1994 II S. 598) verordnet die Bundesregierung; 

Artikel 1 

Das in Riga am 24. Januar 1996 Unterzeichnete Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Lettland über Kriegsgräber wird hiermit in Kraft gesetzt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage ki Kraft, an dem das in Artikel 1 genannte 
Abkommen nach seinem Artikel 11 in Kraft tritt. 

(2) Der Tag des Inkrafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 11. Dezember 1996 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 

Die Bundesministerin 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Claudia Nolte 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Lettland 
über Kriegsgräber 

LTgums 

starp Väcijas FederatTväs Republikas ValdTbu 
un Latvijas Republikas ValdTbu 
par karä krituso personu apbedTjumiem 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Lettland - 

in dem Wunsch, für die im Hoheitsgebiet der Republik Lettland 
liegenden deutschen Kriegsgräber eine endgültige Regelung zu 
schaffen, 

in dem Bestreben, die Erhaltung und Pflege dieser Gräber in 
würdiger Weise und gemäß den Bestimmungen des geltenden 
humanitären Völkerrechts sicherzustellen, 

in Ausführung von Nummer 13 der Gemeinsamen Erklärung 
vom 20. April 1993 über die Grundlagen der Beziehungen zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Lett¬ 
land, 

in Anbetracht der Tatsache, daß für die Pflege der Gräber 
lettischer Kriegstoter in Deutschland durch die deutsche Gesetz¬ 
gebung sowie die darauf beruhende Praxis Sorge getragen ist und 
daß das dauernde Ruherecht für die lettischen Kriegstoten ge¬ 
währleistet ist - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die Begriffe; 

a) „deutsche Kriegstote“; 

- Angehörige der deutschen Streitkräfte, 

- diesen nach deutschem Recht gleichgestellte Personen, 

- sonstige Personen deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
Zusammenhang mit den Ereignissen des Krieges 
1914/1918 oder des Krieges 1939/1945 oder nach ihrer 
Deportation gestorben sind; 

b) „deutsche Kriegsgräber“; 

die im Hoheitsgebiet der Republik Lettland liegenden Gräber 
deutscher Kriegstoter: 

c) „deutsche Kriegsgräberstätten“; 

die im Hoheitsgebiet der Republik Lettland noch existieren¬ 
den, auffindbaren oder neu anzulegenden Friedhöfe oder 
Teile von Friedhöfen, auf denen deutsche Kriegstote bestattet 
sind; 

d) „lettische Kriegstote“; 

Bürger der Republik Lettland, die im Zusammenhang mit den 
Ereignissen des Krieges 1939/1945 gestorben sind. 


Väcijas FederatTväs Republikas ValdTba 
un 

Latvijas Republikas ValdTba - 

tiecoties nodroäinät äo kapu saglabääanu un cienTgu kopsanu 
atbilstoäi spekä esoäajiem humänajiem starptautisko tiesTbu no- 
teikumiem, 

veloties panäkt galTgu noregulejumu par karä krituäo väcieäu 
kapiem, kas atrodas Latvijas Republikas suverenajä teritorijä. 


istenojot 1993. gada 20. aprTja KopTgäs deklaräcijas par 
attiecTbu pamatiem starp Väcijas FederatTvo Republiku un 
Latvijas Republiku 13. punktu, 


ijemot verä, ka saskaijä ar Väcijas likumdoäanu, kä arT uz to 
balstTto praksi, jau tiek gädäts par karä krituäo latvieäu kapu 
apkopäanu Väcijä un tiek nodroäinätas karä krituäo müzigäs atdu- 
sas tiesTbas - 


ir vienojuääs par sekojoso: 

1. pants 

Jedzienu nozTme äajä LTgumä: 

a) „karä krituäie väcieäi“ 

- Väcijas brugotajiem spekiem piederTgas personas, 

- saskagä ar Väcijas likumdoäanu täm pielTdzinätäs perso¬ 
nas, 

- citas personas ar Väcijas pavalstniecTbu, kuras miruäas 
sakarä ar 1914.-1918.g. kara un 1939.-1945.g. kara noti- 
kumiem, vai pec deportäcijas; 

b) „karä krituäo väcieäu apbedTjumu vietas“ 

Karä krituäo väcieäu apbedTjumu vietas, kas atrodas Latvijas 
Republikas suveränajä teritorijä; 

c) J^arä krituäo väcieSu kapsetas“ 

Latvijas Republikas suveränajä teritorijä vel eksistejoääs, atro- 
damäs vai no jauna izveidojamäs kapsetas vai kapsetu dajas, 
kur apglabäti karä krituäie väcleäi; 

d) „karä krituäie latvieäi“ 

Latvijas Republikas pilsoijii, kuri gäjuäi bojä sakarä ar 
1939./1945. gada kara notikumiem. 
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Artikel 2 

(1) Die Regierung der Republik Lettland gewährleistet den 
Schutz der deutscheil Kriegsgräber und das dauernde Ruherecht 
für die deutschen Kriegstoten in ihrem Hoheitsgebiet und hält die 
Umgebung der deutschen Kriegsgräberstätten von allen Anlagen 
frei, die mit der Würde dieser Stätten nicht vereinbar sind. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland Ist berech¬ 
tigt, die deutschen Kriegsgräber und deutsche Kriegsgräber¬ 
stätten in der Republik Lettland auf ihre Kosten herzurichten und 
zu pflegen. 

Artikel 3 

(1) Die Regierung der Republik Lettland überläßt für Vergan¬ 
genheit und Zukunft kostenlos und auf unbegrenzte Dauer die als 
deutsche Kriegsgräberstätten dienenden Geländeflächen als 
dauernde Ruhestätten für die deutschen Kriegstofen. 

(2) Eigentumsrechte werden durch dieses Abkommen nicht 
berührt. Für notwendig erachtete Änderungen der Grenzen von 
als deutsche Kriegsgräberstätten genutzten Geländeflächen wer¬ 
den in gegenseitigem Einvernehmen zwischen den Vertrags¬ 
parteien oder den von ihnen beauftragten Institutionen geklärt. 
Wird im Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien ein Ge¬ 
lände ganz oder teilweise nicht mehr für den vorgesehenen Zweck 
genutzt, so hat diese Änderung für die Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland den Verlust des Nutzungsrechts daran zur 
Folge. 

(3) Sollte ein Gelände nach Absatz 1 aus zwingenden öffent¬ 
lichen Gründen für eine andere Verwendung benötigt werden, so 
stellt die Regierung der Republik Lettland der Regierung der 
Bundesrepublik DeutschlarKf ein anderes geeignetes Gelände zur 
Verfügung und übernimmt die Kosten für die Umbettung der Toten 
und für die Herrichfung der neuen Gräber. Die Auswahl des neuen 
Geländes, seirre Herrichtung sowie die Durchführung der Umbet¬ 
tung erfolgen in beiderseitigem Einvernehmen. 

Artikel 4 

(1) Die Regierung der Republik Lettland gestattet, ohne daß ihr 
daraus Kosten entstehen urid nachdem ihr ein von den beauftrag¬ 
ten Institutionen der beiden Seiten abgestimmter Plan zur vorheri¬ 
gen Zustimmung Vorgelegen hat, der Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland, die Gräber der deutschen Kriegstoten, deren 
Umbettung die Regierung der Bundesrepublik Deutschland für 
notwendig erachtet, zusammenzulegen. Die Ausbettung von deut¬ 
schen Kriegstoten erfolgt durch von deutscher Seite benannte 
Kräfte. 

(2) Über jede Umbettung eines deutschen Kriegstoten wird ein 
Protokoll angefertigt, in dem die alte und die neue Grablage, die 
Personalien, die Beschriftung der Erkennungsmarke oder andere 
Identifizierungsmerkmale genannt sind. Jede Vertragspartei erhäK 
ein Exemplar dieses Protokolls. 

(3) Soweit nachweisbar ehemals vorhandene deutsche Kriegs- 
gräbersfätten auf lettischem Boden durch zwischenzeitliche infra¬ 
strukturelle Veränderungen aufgelassen und die dort bestatteten 
deutschen Toten nicht mehr zu bergen sind, gestattet die Regie¬ 
rung der Republik Lettland auf Antrag der deutschen Seite hin die 
Errichtung von Gedenkstätten in schlichter und würdiger Form an 
diesen ehemaligen Standorten. Die Regierung der Republik Lett¬ 
land stellt hierfür geeignetes Gelände zur Verfügung. 

(4) Soweit zur Ermöglichung einer endgültigen Bestattung auf 
einer deutschen Kriegsgräberstätte eine provisorische Bestattung 
deutscher Kriegstoter, die auf lettischem Boden gefunden werden, 
erforderlich wird, trifft die Regierung der Republik Lettland Vorkeh¬ 
rungen für deren ordnungsgemäße und würdige provisorische 
Bestattung und Kennzeichnung der Grabstätten. 

Artikel 5 

Sofern sich auf deutschen Kriegsgräberstätten neben deut¬ 
schen Kriegsgräbem auch Gräber von Kriegstoten anderer Staa¬ 
ten befinden, ist diese Tatsache bei Entscheidungen über Erhal- 


2. pants 

1) Latvijas Republikas ValdTba nodroäina savä suverenajä teri- 
torijä Väcu Puses karä krituäo personu apbedTjuma vietu aizsar- 
dzTbu un karä krituäo mOzTgäs atdusas tiesTbas, kä arl uztur karä 
krituäo väcieäu apbedTjumu vietu apkärtni brTvu no objektlem, kas 
nav savienojami ar §o vietu raksturu. 

2) Väcijas FederatTväs Republikas ValdTba ir tiesTga Latvijas 
Republikä uz sava rej^ina ierTkot un kopt karä krituäo väcieäu 
kapus un karä krituäo väcieSu kapavietas. 


3. pants 

1) Latvijas Republikas ValdTba nodod attiecTbä uz pagätni un 
näkotni uz neierobeiotu laiku bezmaksas peistävTgä lietoäanä 
teritorijas, uz kuräm atrodas karä krituäo väcieäu kapsetas kä karä 
krituäo väcieSu müiTgäs atdusas vietas. 

2) Ar äo Tigumu netiek skartas Tpaäuma tiesTbas. Ja ir nepiecie- 
äamas robeiu izmaii^ias teritorijäm, kas lietotas kä karä krituäo 
väcieäu kapsätas, täs tiek noskaidrotas, vienojoties abäm 
LTgumsledzäjäm Pusem vai to pilnvarotajäm institücijäm. Ja vie- 
noäanäs rezultätä starp LTgumslödzejäm Pusäm käds zemes 
gabals vairs netiek pilnTbä vai dajöji lietots paredzetajam mertjim, 
tad Väcijas FederatTväs Republil^s ValdTba zaude lietoäanas 
tiesTbas. 


3) Ja svarTgu valstisku iemeslu dej kädu terltoriju nepiecieäams 
izmantot citäm vajadzTbäm, tad Latvijas Republikas ValdTba, pa- 
matojoties uz äT panta 1. punktu, nodod Väcijas FederatTväs 
Ftepublikas ValdTbas lietoäanä cltu piemerotu terltoriju un uz- 
Ciemas izmaksas par miruäo pärapbedTäanu un jauno kapavietu 
ierTkoäanu. Jaunä zemes gabala izvöle, tä sagatavoäana, kä arT 
pärapbedTäana notiek pec savstarpäjas vienoäanäs. 


4. pants 

1) Latvijas Republikas ValdTba atjauj, neradot sev izmaksas un 
pamatojoties uz tai iepriekäejam akceptam iesniegtu abu Puäu 
pilnvaroto institOciju saska^otu plänu, Väcijas FederatTväs Repu¬ 
blikas ValdTbai apvienot tos karä krituäo väcieäu apbedTjumus, ko 
Väcijas Puse uzskata par nepiecieäamu. Karä krituäo väcieäu 
pärapedTäanu veic väcu puses nozTmeti dienest!. 


2) Par katru karä krituää vädeäa pärapbedTäanu tiek sastädTts 
protokols, kurä ir norädTti vecä un jaunä kapa atraäanäs vieta, 
biogräfiskie dati, identifikäcijas zTmes uzraksts vai citas identifikä- 
cijas pazTmes. Katra LTgumslädzeja Puse sagem vienu £T proto- 
kola eksempläru. 

3) Ja ir pierädäms, ka Latvijas teritorijä kädreiz bijuääs karä 
krituäo väcieäu kapsetas laika gaitä notikuäo infrastrukturälo 
pärmaigu rezultätä ir zuduäas, un tur apbedTtos krituäos väcieäus 
vairs nav iespejams pärapbedTt, Latvijas Republikas ValdTba, 
balstoties uz väcu puses iesniegumu, atjauj äajäs vietäs ierTkot 
vienkäräi un cienTgl izveidotas pieminias vietas. Latvijas Republi¬ 
kas ValdTba äim nolükam ieräda piemörotu teritoriju. 

4) Ja ir nepiecieäama karä krituäo un Latvijas zemä atrasto 
väcieäu pagaidu pärapbedTäana pirms galTgäs pärapbedTäanas 
karä krituäo väcieäu kapsetä, Latvijas Republikas ValdTba veic 
pasäkumus vigu pienäcTgai un cienTgai pagaidu pärapbedTäanai 
un kapavietu iezTmeäanai. 


5. pants 

Ja karä krituäo väcieäu kapsätäs blakus väcu karä krituäo 
kapiem atrodas arT citu valstu karä krituäo pavalstnieku kapi, tad, 
minetais apstäklis, piegemot lömumus par äo kapu uztureäanu un 
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tung und Pflege dieser Gräber angemessen zu berücksichtigen. 
Wenn bei der Umbettung deutscher Kriegstoter oder bei der 
Errichtung deutscher Kriegsgräberstätten auch lettische Kriegs¬ 
tote gefunden werden, so werden die daraus entstehenden Fra¬ 
gen von den beauftragten Institutionen einvernehmlich geregelt. 

Artikel 6 

(1) Die Überführung deutscher Kriegstoter aus dem Hoheits¬ 
gebiet der Republik Lettland in die Bundesrepublik Deutschland 
bedarf der vorherigen Zustimmung der Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland. Die Regierung der Republik Lettland ge¬ 
stattet eine solche Überführung nur bei Vorliegen dieser Zustim¬ 
mung. 

(2) Der Zustimmung der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland bedürfen auch Anträge an die Regierung der Repu¬ 
blik Lettland, die eine Überführung deutscher Kriegstoter in Dritt¬ 
länder zum Zweck haben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels beziehen sich auch auf 
die Überführung lettischer Kriegstoter in die Republik Lettland 
oder in Drittländer, sofern dies nicht durch Vereinbarungen oder 
Gesetze in anderer Weise geregelt ist. 

(4) Alle Kosten und Gebühren für die Ausbettung und Überfüh¬ 
rung von deutschen Kriegstoten ins Ausland gehen zu Lasten der 
Antragsteller. 

(5) Bei der Ausbettung von deutschen Kriegstoten zur Überfüh¬ 
rung haben Vertreter der Behörden beider Vertragsparteien das 
Recht, anwesend zu sein. 

Artikel 7 

(1) Oie Regierung der Bundesrepublik Deutschland beauftragt 
den „Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V.“ (nachste¬ 
hend „VOLKSBUND“ genannt) mit der technischen Durchführung 
der Aufgaben in der Republik Lettland, die sich aus diesem 
Abkommen für die deutsche Seite ergeben. 

(2) Oie Regierung der Republik Lettland beauftragt das „Brü¬ 
derfriedhöfekomitee“ mit der technischen Durchführung der Auf¬ 
gaben, die sich aus diesem Abkommen für die lettische Seite 
ergeben. 

(3) Für den Fall, daß eine der Vertragsparteien eine andere 
oder eine zusätzliche Institution beauftragen will, wird hierüber 
Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien hergestellt. 

Artikel 8 

(1) Beide Vertragsparteien gewähren den beauftragten Institu¬ 
tionen jede mögliche Unterstützung, insbesondere den Zugang zu 
den bei allen Behörden und sonstigen Einrichtungen jetzt oder in 
Zukunft verfügbaren Unterlagen über Kriegsgräber und verstor¬ 
bene Soldaten. Andere Vereinbarungen und Absprachen bleiben 
unberührt. 

(2) Zur Durchführung seiner Aufgaben kann der VOLKSBUND 
Vertreter, Fachkräfte und sonstiges Personal in die Republik 
Lettland entsenden. 

Artikel 9 

(1) Der VOLKSBUND bedient sich bei der Ausführung der sich 
bei der Durchführung dieses Abkommens ergebenden Arbeiten 
nach Möglichkeit örtlicher Arbeitskräfte und örtlichen Materials 
gemäß den im freien Wettbewerb üblichen Bedingungen. 

(2) Der VOLKSBUND kann auch aus der Bundesrepublik 
Deutschland oder einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft Geräte, Transportmittel, Material und Zubehör, die 
für die Durchführung der in diesem Abkommen envähnten Arbei¬ 
ten erforderlich sind, in die Republik Lettland einführen und wieder 
ausführen. 

(3) Für die Zollabfertigung dieser Waren gilt folgendes: 

a) Vorübergehend eingeführte Geräte und Transportmittel wer¬ 
den bei ihrer Einfuhr in die Republik Lettland auf Einfuhr-Aus- 


kopäanu, atbilstoäi jäi^iem verä. Ja, velcot karä krituäo väcieäu 
l^ärapbedTäanu vai ierTkojot karä krituäo vacieäu kapsetas, tiek 
atrasti arT karä krituäie latvieäi, tad no tä izrietoäie jautäjumi tiek 
atrisinäti, pilnvarotajäm institücijäm vienojoties. 


6. pants 

1) Karä krituäo väcieäu pärveäanai no Latvijas Republikas suve- 
ränäs teritorijas uz Väcijas FederatTvo Republiku nepiecieäama 
Väcijas FederatTväs Republikas ValdTbas iepriekäeja piekriäana. 
Latvijas Republikas Valdiba atjauj äädu pärveäanu tikai tad, ja 
ääda piekriäana tiek sniegta. 

2) Väcijas Federativäs Republikas Valdtbas piekriäana nepie- 
cieäama arT Latvijas Republikas ValdTbai adresetajiem iesniegu- 
miem par karä krituäo väcieäu pärveäanu uz treäajäm valstTm. 

3) St F>anta 1. un 2. punkts attiecas arT uz karä krituäo latvieäu 
pärveäanu uz Latvijas Republiku vai treäajäm valstTm, ja vieno- 
äanäs un likumdoäanas akti neparedz citu kärtTbu. 

4) Visus izdevumus un nodevas par karä krituSo väcieäu i^ak- 
äanu un pärveSanu uz ärzemem sedz iesniegumu iesniedzeji. 

5) Abu LTgumsiedzeju Pusu pilnvaroto iestäifu pärstävjiem ir 
tiesTbas piedalTties karä krituäo väcieäu izrakäanä pärveäanai. 


7. pants 

1) Väcijas FederatTväs Republikas ValdTba pilnvaro „Tautas 
apvienTbu karä krituäo väcieäu kapu aprüpei“ (turpmäk sauktu par 
„Tautas apvienTbu“) veikt uzdevumu tehnisko izpildi Latvijas Re- 
publikä, kas §ajä ITgumä paredzeti Väcijas Pusei. 

2) Latvijas Republikas valdTba pilnvaro „Bräju kapu komiteju“ 
veikt uzdevumu tehnisko izpildi, kas äajä ITgumä paredzeti Latvi¬ 
jas Pusei. 

3) Ja käda no LTgumsledzejäm Pusem grib pilnvarot citu vai 
kädu papildus institüciju, tad LTgumsledzejas Puses par to vieno- 
jas. 

8. pants 

1) Abas LTgumsledzejas Puses sniedz visu iespejamo atbalstu 
pilnvarotajäm institücijäm, it Tpaäi to piekjOäanai visu iestä2u un 
citu institüciju materiäliem, kas paäreiz vai turpmäk atradTsies to 
rlcTbä par karä krituäo kapiem un miruäiem karavTriem. Citas 
norunas un vienoäanäs paliek neskartas. 

2) Tautas apvienTba tai ITgumä paredzeto uzdevumu veiksanai 
var nosütTt uz Latvijas Republiku savus pärstäyjus, speciälistus un 
citu personälu. 

9. pants 

1) Tautas apvienTba darbu veikäanai, kas izriet no äT nolTguma, 
iespeju robeiäs un saskagä ar brTväs konkurences apstäkjos 
pie^emtajiem noteikumiem izmanto vietäjo darbaspeku un mate- 
riälus. 

2) Tautas apvienTba var arT no Väcijas FederatTväs Republikas 
vai citas Eiropas SavienTbas dalTbvalsts ievest un izvest no Latvi¬ 
jas Republikas iekärtas, transporta ITdzekjus, materiälus un pie- 
derumus, kas nepiecleäami äajä nolTgumä mineto darbu veik- 
äanai. 

3) AftiecTbä uz §o priekämetu muitoäanu spekä ir sekojosais: 

a) Latvijas Republikä uz laiku ievestäs Iekärtas un transporta 
ITdzekji tiek noformeti ieved- un izvedmuitas dokumentos ar 
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fuhr-Zollvenmerk mit dem Vorbehalt abgefertigt, daß die ge¬ 
nannten Geräte und Transportmittel nach Beendigung der 
Arbeiten wieder ausgeführt werden; 

b) Material und Zubehör, das für die Errichtung, Ausschmückung 
oder Pflege der Gräber, Gedenkstätten oder Friedhöfe be¬ 
stimmt ist, bleibt frei von Einfuhrabgaben, wenn den Zollbehör¬ 
den zusätzlich zur regulären Einfuhrerklärung vorgelegt wer¬ 
den; 

- eine genaue Aufstellung der eingeführten Waren, 

- eine von einer dazu ordnungsgemäß befugten Person 
Unterzeichnete Verpflichtungserklärung, die die verpflich¬ 
tende Zusicherung enthält, daß die genannten Waren nur 
für die in diesem Abkommen vorgesehenen Zwecke ver¬ 
wendet werden. 

Artikel 10 

(1) Die gemäß Artikel 3 Absatz 1 vereinbarte Überlassung der 
als deutsche Kriegsgräberstätten dienenden Geländeflächen gibt 
dem VOLXSBUND die Befugnis, im Rahmen der einschlägigen 
lettischen Rechtsvorschriften alle Herrichtungs- und Verschöne¬ 
rungsarbeiten auf den Kriegsgräberstätten sowie den Bau geeig¬ 
neter Zufahrtswege, Aufenthaltsräume und sonstiger Einrichtun¬ 
gen für Besucher unmittelbar auszuführen. 

(2) Der VOLKSBUND sorgt dafür, daß bei Bauarbeiten alle 
hygiene- urKf gesurKfhertsrechtlichen Anforderungen beachtet 
werden, die die lettischen Gesetze vorsehen. Er befolgt die ein¬ 
schlägigen Rechts- und Veroraltungsvorschriften über Friedhofs¬ 
ordnungen. 

Artikel 11 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, an 
dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die erfor¬ 
derlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
erfüllt sind. 


Geschehen zu Riga am 24. Januar 1996 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und lettischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


nosacTjumu, ka minetäs iekärtas un transporta ITdzekji pec 
darbu beigäanas tiks atkal izvesti; 

b) kapu, piemiijas vietu vai kapsetu ierTkoäanai, izrotääanai vai 
kopäanai domätie materiäli, piederumi ir atbrTvoti no ieve- 
äanas nodeväm, ja muitas iestädem papildus parastajai ieve- 
äanas deklaräcijai tiek uzrädTti: 

- precTzs ievedamo priekämetu saraksts, 

- saska^ä ar noteikto kärtTbu pilnvarotas personas paraksta 
saistTbu deklaräciju, kas satur saistoäu garantiju, ka mine¬ 
täs preces tiks lietotas tikai äajä nolTgumä paredzötajiem 
merijiem. 


10. pants 

1) Pamatojoties uz 3. panta 1. punkta vienoSanos par teritori- 
jäm, kuras tiek nodotas lietoäanä kä karä krituäo väcieäu kapse- 
tas, Tautas apvienlba, ieverojot spökä esoäo Latvijas Republikas 
likumdoäanu, ir tiesiga karä krituäo kapsätäs veikt visus ie- 
rTkoäanas un izdaijoäanas darbus, kä arl ierikot piemärotus pie- 
vadcejus, uztureäanäs telpas un veikt citu objektu celtniecTbu, kas 
paredzöti apmekletäjiem. 

2) Tautas apvienlba rüpäjas par to, lai celtniecTbas darbu gaitä 
tiktu ievörotas visas tiesiskäs praslbeis attiecibä uz veseilbu un 
higiänu, kädas praredzetas Latvijas likumdoäanä. Tä ievero 
pastävoSos tiesiski - administratives noteikumus par kapu kär- 
tlbu. 

11. pants 

§is ligums stäjas spekä vienu mönesi pec tarn, kad LTgum- 
sledzejas Puses viena otrai notu apmaioas ce|ä ir p>aziQoju§as par 
to, ka ir izpildlti tarn nepiecieSamie valsts iekäejie priekänoteiku- 
mi. 


Noslegts Riga, 1996. gada 24. janvärl divos ori^inäleksemplä- 
ros, katrs väcu un latvieäu valodä, pie kam abiem tekstiem ir 
vienäds juridiskais speks. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Väcijas Federatlväs Republikas Valdlbas värdä 
R. Holubek 

Für die Regierung der Republik Lettland 
Latvijas Republikas Valdlbas värdä 
Valdis Birkavs 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Rahmenübereinkommens 
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 

Vom 29. Oktober 1996 

Das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen vom 9. Mai 1992 über 
Klimaänderungen (BGBl. 1993 II S. 1783) ist nach seinem Artikel 23 Abs. 2 für 
folgende weitere Staaten in Kraft getreten; 

Iran, Islamische Republik am 16. Oktober 1996 

Israel am 2. September 1996 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
18. Juli 1996 (BGBl. II S. 1228). 


Bonn, den 29. Oktober 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag. 

Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
des Internationalen Übereinkommens von 1990 
über Vorsorge, Bekämpfurig und Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Olverschmutzung 

Vom 29. Oktober 1996 

Das Internationale Übereinkommen von 1990 über Vorsorge, Bekämpfung 
und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ölverschmutzung vom 30. November 
1990 (BGBl. 1994 II S. 3798) ist nach seinem Artikel 16 Abs. 3 für die 

Schweiz am 4. Oktober 1996 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
21. Mai 1996 (BGBl. II S.’IOSI). 


Bonn, den 29. Oktober 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 
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Bekanntmachung 

über den GeKungsbereich des Übereinkommens 
über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung 

Vom 4. November 1996 
I. 

Das Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen 
Aspekte internationaler Kindesentführung (BGBl. 1990 II S. 206) ist nach seinem 
Artikel 38 Abs. 5 im Verhältnis zu Deutschland für 

Kolumbien am 1. November 1996 

(zentrale Behörde gemäß Artikel 6 Abs. 1: „Institute Colombiano de 
Bienestar Familiär, Sede Nacional, Avenida 68 No. 64-01, Santafä de 
Bogotä, D.C., Colombia“) 

in Kraft getreten. 


II. 


Im Nachgang zu der Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Überein¬ 
kommens für Panama im Verhältnis zu Deutschland (vgl. die Bekannt¬ 
machung vom 22. Mai 1995, BGBl. II S. 485) wird nachstehend der von 
Panama bei Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde am 2. Februar 1994 
angebrachte Vorbehalt wiedergegeben; 

(Übersetzung) 


„Asimismo, la Repüblica de Panamä 
declara que no estä obligada a asumir 
ningün gasto de los mencionados en ei 
pärrafo primero del Articulo 26 del Con- 
venio, que se deriven de la participaciön 
de un abogado o asesores juridlcos o del 
proceso judicial, excepto en la medida que 
dichos gastos puedan quedar cubiertos 
por un sistema de asistencia judicial y 
asesoramiento juridico.“ 


„Desgleichen erklärt die Republik Panama, 
daß sie nur insoweit gebunden ist, die 
sich aus der Beiordnung eines Rechts¬ 
anwalts oder aus einem Gerichtsverfahren 
ergebenden Kosten im Sinne des Artikels 26 
Absatz 1 des Übereinkommens zu über¬ 
nehmen, als diese Kosten durch ein 
System der Prozeßkosten- und Beratungs¬ 
hilfe gedeckt sind.“ 


III. 

Portugal hat dem Verwahrer des Übereinkommens folgende geänderte 
Bezeichnung seiner zentralen Behörde gemäß Artikel 6 Abs. 1 mitgeteilt (vgl. die 
Bekanntmachung vom 11. Dezember 1990, BGBl. 1991 II S. 329): 

„Institute de Reinsergäo Social, 

Av. Almirante Reis, 101, 7° 

1197 Lisboa Codex 
Portugal“. 

Mexiko hat dem Verwahrer folgende geänderte Benennung seiner zentralen 
Behörde gemäß Artikel 6 Abs. 1 mitgeteilt (vgl. die Bekanntmachung vom 
22. Mai 1995, BGBl. II S. 485): 

„Consultorfa Juridica, 

Secretaria de Relaciones Exteriores, 

Homero No. 213, piso 17, 

Colonia Chapultepec Morales, 

11570 Mexico, Distrito Federal“. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
22. Mai 1995 (BGBl. II S. 485). 


Bonn, den 4. November 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
des Haager Übereinkommens über den Zivilprozeß 

Vom 4. November 1996 

Das Haager Übereinkommen vom 1. März 1954 über 
den Zivilprozeß (BGBl. 1958 II S. 576) wird nach seinem 
Artikel 28 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 31 Abs. 1 für 

Usbekistan am 2. Dezember 1996 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 16. Juli 1996 (BGBl. II S. 1222). 


Bonn, den 4. November 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über das Verbot oder die Beschränkung 
des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, 
die übermäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken können, 
sowie der Protokolle zu diesem Übereinkommen 

Vom 5. November 1996 

Das Übereinkommen vom 10. Oktober 1980 über das Verbot oder die 
Beschränkung des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die über¬ 
mäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken können (BGBl. 1992 II 
S. 958; 1993 II S. 935), sowie die Protokolle I, II und III zu diesem Übereinkom¬ 
men werden nach seinem Artikel 5 Abs. 2 und 4 für folgende weitere Staaten in 
Kraft treten: 

Dschibuti am 29. Januar 1997 

Philippinen am 15. Januar 1997 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
4. Oktober 1996 (BGBl. II S. 2556). 


Bonn, den 5. November 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Haager Übereinkommens 
über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke im Ausland in Zivil> oder Handelssachen 

Vom 5. November 1996 

Das Haager Übereinkommen vom 15. November 1965 über die Zustellung 
gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder 
Handelssachen (BGBl. 1977 II S. 1452,1453) ist nach seinem Artikel 27 Abs. 2 für 

Irland am 4. Juni 1994 

nach Maßgabe der nachstehenden, bei Hinterlegung der Ratifikations¬ 
urkunde abgegebenen Erklärungen und eingelegten Widersprüche 


in Kraft getreten: 

“Article 3 

The authority or judicial officer competent 
under the laws of ireland for the purpose of 
Article 3 of the Convention are the Central 
Authority, a practising Solicitor, a County 
Registrar or a District Court Clerk. 


Article 15 

Pursueint to the Second paragraph of 
Article 15 (a) Judge in Ireictnd may give 
judgement even if no certificate of Service 
or delivery has been received, if the con- 
ditions set out in the second part of 
Article 15 of the Convention are fulfilled. 


Article 10 

In accordance with the Provision in Ar¬ 
ticle 10 of the Convention the Government 
of Ireland objects to 

(0 the freedom under Article 10{b) of 
judicial officers, officials or other com¬ 
petent persons of the State of origin 
to effect Service in Ireland of judicial 
documents directly to judicial officers, 
officials or other competent persons 
and 

(ii) the freedom under Article 10(c) of tmy 
Person interested in a judicial pro- 
ceeding to effect service in Ireland of 
judicial documents directly through 
judicial officers, officials or other com¬ 
petent persons 

but this is not intended to preclude any 
person in another contracting State who 
is interested in a judicial proceeding (inclu- 
ding his lawyer) from effecting Service in 
Ireland directly to a solicitor in Ireland.* 

The Master of the High Court is designated 
as the Central Authority for Ireland in 
accordance with Article 2 and shall be 
the appropriate authority for completion 
of certificates in the form of the rnodel 
annexed to the Convention. 


(Obersetzung) 

„Artikel 3 

Die nach irischem Recht zuständige 
Behörde oder der nach diesem Recht 
zuständige Justizbeamte im Sinne des 
Artikels 3 des Übereinkommens ist die 
Zentrale Behörde, ein practising Solicitor 
(niedergelassener Rechtsanwalt), ein 
County Registrar (Urkundsbeamter eines 
Gerichts zweiter Instanz) oder ein District 
Court Clerk (Justizbeamter eines Gerichts 
erster Instand. 

Artikel 15 

Nach Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe a kann 
ein Richter in Irland den Rechtsstreit ent¬ 
scheiden, auch wenn ein Zeugnis über die 
Zustellung oder die Übergabe nicht ein¬ 
gegangen ist, falls die Voraussetzungen in 
Artikel 15 Absatz 2 des Übereinkommens 
erfüllt sind. 

Artikel 10 

Nach Artikel 10 des Übereinkommens 
erklärt die Regierung von Irland Ihren 
Widerspruch dagegen, 

0) deiß nach Artikel 10 Buchstabe b Justiz¬ 
beamte, andere Beamte oder sonst 
zuständige Personen des Ursprungs¬ 
staats in Irland Zustellungen unmittel¬ 
bar durch Justizbeamte, andere Be¬ 
amte oder sonst zuständige Personen 
bewirken lassen dürfen und 

(iO daß nach Artikel 10 Buchstabe c jeder 
an einem gerichtlichen Verfahren Betei¬ 
ligte in Irland Zustellungen gerichtlicher 
Schriftstücke unmittelbar durch Justiz¬ 
beamte, andere Beamte oder sonst 
zuständige Personen bewirken lassen 
darf; 

dies schließt jedoch nicht aus, daß an 
einem gerichtlichen Verfarhren Beteiligte 
(einschließlich ihrer Anwälte) in einem 
anderen Vertragsstaat Zustellungen in 
Irland unmittelbar durch einen Rechts¬ 
anwalt in Irland bewirken.“ 

Der Master of the High Court (oberster 
Justizbeamter des Gerichts dritter Instanz) 
wird nach Artikel 2 als Zentrale Behörde 
für Irland bestimmt und ist die für die 
Ausstellung von Zustellungszeugnissen, 
die dem dem Übereinkommen als Anlage 
beigefügten Muster entsprechen, zustän¬ 
dige Behörde. 
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Das Übereinkommen ist ferner nach seinem Artikei 28 Abs. 3 für 


Estland am 1. Oktober 1996 

nach Maßgabe der nachstehenden, bei Hinterlegung der Beitrittsurkunde 
abgegebenen Erklärungen 

in Kraft getreten: 


“1) The Republic of Estonia is against the 
way of forwarding referred to in point c 
of Article 10; 

2) on the basis of Article 15 the judge 
may give judgement under the said 
conditions; 

3) on the basis of paragraph 3 of Ar- 
. ticle 16 for a period of three years.” 


(Übersetzung) 

„1) Die Republik Estland lehnt die in 
Artikel 10 Buchstabe c genannte Art 
der Zustellung ab; 

2) der Richter kann nach Artikel 15 den 
Rechtsstreit unter den dort genannten 
Voraussetzungen entscheiden; 

3) die Frist nach Artikel 16 Absatz 3 
beträgt drei Jahre.“ 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
27. September 1996 (BGBl. II S. 2531). 


Bonn, den 5. November 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 


Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten von Verordnungen 

zu Regelungen nach dem Übereinkommen über die Annahme einheitlicher Bedingungen 
für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen 
und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung 

Vom 5. November 1996 

Nach Artikel 2 Abs. 3 der Verordnung vom 27. September 1996 zur ECE- 
Regelung Nr. 71 (BGBl. 1996II S. 2526) und Artikel 2 Abs. 3 der Verordnung vom 
7. Oktober 1996 zur ECE-Regelung Nr. 77 (BGBl. 1996 II S. 2528) wird bekannt¬ 
gemacht, daß diese Verordnungen jeweils 

am 20. August 1996 

in Kraft getreten sind. 


Bonn, den 5. November 1996 

Bundesministerium für Verkehr 
Im Auftrag 
Grupe 
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten 

des Übereinkommens zum Schutz und zur Nutzung 
grenzüberschreitender Wasserläufe und internationaler Seen 

Vom 8. November 1996 


Nach Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 2. September 1994 zu dem Überein¬ 
kommen vom 17. März 1992 zum Schutz und zur Nutzung grenzüberschreiten¬ 
der Wasserläufe und internationaler Seen (BGBl. 1994 II S. 2333) wird bekannt¬ 
gemacht, daß das Übereinkommen nach seinem Artikel 26 Abs. 1 für die 

Bundesrepublik Deutschland am 6. Oktober 1996 


in Kraft getreten ist. 

Die Ratifikationsurkunde ist am 30. Januar 1995 bei dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen hinterlegt worden. Bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
hat die Bundesrepublik Deutschland die nachstehende Erklärung abgegeben: 


„Die Bundesrepublik Deutschland beh^t 
sich zum Schutz von Informationen im 
Zusammenhang mit personenbezogerren 
Daten nach ihrem innerstaatlichen Recht 
vor, solche Daten nur unter der Vorausset¬ 
zung zu übermitteln, daß der Empfänger 
der geschützten Informationen ihre Ver¬ 
traulichkeit und die Bedingungen für ihre 
Übermittlung beachtet und die Informatio¬ 
nen nur zu dem Zweck verwendet, zu dem 
sie übermittelt wurden.“ 


(Obersetzung) 

“The Federal Republic of Germany, in 
Order to protect information related to per¬ 
sonal data according to its national law, 
reserves the right to supply personal data, 
only under the condition that the party 
receiving such protected information shall 
respect the confidentiality of the informati¬ 
on recaived and the conditions under 
which it is supplied, and shall only use that 
information for the purposes for which it 
was supplied.” 


Das Übereinkommen ist weiterhin am 6. Oktober 1996 in Kraft getreten für 


Albanien 

Estland 

Europäische Gemeinschaft 

Finnland 

Italien 

Kroatien 


Luxemburg 
Moldau, Republik 

Niederlande (für das Königreich in Europa) 
nach Maßgabe der bei Hinterlegung der Annahmeurkunde abgegebenen 
Erklärung: 

(Übersetzung) 


“The Kingdom of the Netherlands accepts 
for a dispiute not resolved in accordance 
with Paragraph 1 of article 22 of the Con¬ 
vention on the Protection and Use of 
Transboundary Watercourses and Inter¬ 
national Lakes, both the following means 
of dispute Settlement as compulsory in 
relation to any Party accepting the Scime 
Obligation: 

(a) Submission of the dispute to the Inter¬ 
national Court of Justice; 

(b) Arbitration in accordance with the pro- 
cedure set out in annex IV.” 


.Das Königreich der Niederlande erkennt 
für eine nicht nach Artikel 22 Absatz 1 des 
Übereinkommens zum Schutz und zur Nut¬ 
zung grenzüberschreitender Wassertäufe 
und internationaler Seen beigelegte Strei¬ 
tigkeit beide der folgenden Mittel der 
Streitbeilegung gegenüber jeder anderen 
Vertragspartei, welche dieselbe Verpflich¬ 
tung übernimmt, als obligatorisch an: 

a) die Vorlage der Streitigkeit an den 
Internationalen Gerichtshof; 

b) ein Schiedsverfahren nach dem in 
Anlage IV festgelegten Verfahren.“ 
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Norwegen 

Portugal 

Rumänien 

Russische Föderation 

Schweden 

Schweiz 

Ungarn 


Das Übereinkommen ist ferner in Kraft getreten für 

Österreich am 23. Oktober 1996 

nach Maßgabe der bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde abgegebenen 
Erklärung; 

(Übersetzung) 


“The Republic of Austria declares in 
accordance with Article 22 Paragraph 2 of 
the Convention, that it accepts both of the 
means of dispute Settlement mentioned in 
this Paragraph as compulsory in relation to 
any Party accepting an Obligation concer- 
ning one or both these means of dispute 
Settlement.” 


„Die Repubiik Österreich erklärt gemäß 
Artikel 22 Absatz 2 des Übereinkommens, 
daß sie beide der in diesem Absatz ange¬ 
führten Mittel zur Streitbeilegung als ver¬ 
bindlich gegenüber jeder Partei anerkennt, 
die eine Verpflichtung hinsichtlich eines 
oder beider dieser Mittel zur Streitbeile¬ 
gung eingeht.“ 


Bonn, den 8. November 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 


Bekanntmachung 

des deutsch-nicaraguanischen Abkommens 
über Finanzielle Zusammenarbeit 

Vom 8. November 1996 

Das in Managua am 11. Oktober 1996 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Republik Nicaragua 
über Finanzielle Zusammenarbeit ist nach seinem 
Artikel 5 

am 11. Oktober 1996 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 8. November 1996 

Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Im Auftrag 
Schweiger 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Nicaragua 
über Finanzielle Zusammenarbeit 
(Vorhaben „Sozialer Notstandsfonds IN“) 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Nicaragua - 

im Geiste der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Nicaragua, 

in dem Wunsch, diese freundschaftlichen Beziehungen durch 
partnerschaftliche Finanzielle Zusammenarbeit zu festigen und 
zu vertiefen. 

in dem Bewußtsein, daß die Aufrechterhaltung dieser Bezie¬ 
hungen die Grundlage dieses Abkommens ist, 

in der Absicht, zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung in 
Nicetragua beizutragen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht 
es der Regierung der Republik Nicaragua, von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau, Frankfurt/Main, für das Vorhaben „Sozialer 
Notstandsfonds IN“ einen Finanzierungsbeitrag von 25,0 Mio. DM 
(in Worten; fünfundzwanzig Millionen Deutsche Mark) zu erhal¬ 
ten, wenn nach Prüfung die Förderungswürdigkeit festgestellt 
und bestätigt worden ist, daß es als selbsthilfeorientierte Maß¬ 
nahme zur Armutsbekämpfung die besonderen Voraussetzun¬ 
gen für die Förderung im Wege eines Finanzierungsbeitrags 
erfüllt. 

(2) Falls die Regierung der Bundesrepublik Deutschland es der 
Regierung der Republik Nicaragua zu einem späteren Zeitpunkt 
ermöglicht, weitere Darlehen oder Finanzierungsbeiträge zur 
Vorbereitung oder weitere Finanzierungsbeiträge für notwendige 
Begleitmaßnethmen zur Durchführung und Betreuung des in 
Absatz 1 genannten Vorhabens von der Kreditanstalt für Wieder¬ 
aufbau zu erhalten, findet dieses Abkommen Anwendung. 

(3) Das in Absatz 1 bezeichnete Vorhaben kann im Einverneh¬ 
men zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Nicetragua durch andere Vorha¬ 
ben ersetzt werden. Wird es durch ein Vorheiben des Umwelt¬ 
schutzes, der sozialen Infrastruktur, eine selbsthilfeorientierte 


Maßnahme zur Armutsbekämpfung oder einem Kreditgarantie¬ 
fonds-Vorhaben ersetzt, das die besonderen Voraussetzungen 
für die Förderung im Wege eines Finsinzierungsbeitrages erfüllt, 
kann auch für dieses Vorhaben ein Finanzierungsbeitrag, arKle- 
renfalls ein Darlehen gewährt werden. Finanzierungsbeiträge für 
Vorbereitungs- und Begleitmaßnahmen gemäß Absatz 2 werden 
in Darlehen umgewandelt, wenn sie nicht für solche Maßnahmen 
verwendet werden. 

Artikel 2 

Die Verwendung des in Artikel 1 genannten Betrags die Bedin¬ 
gungen, zu denen er zur Verfügung gestellt wird, sowie dets Ver¬ 
fahren der Auftragsvergabe bestimmt der zwischen der Kreditan¬ 
stalt für Wiederaufbau und dem Empfänger des Finanzierungs¬ 
beitrags zu schließende Vertrag, der den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Rechtsvorschriften unterliegt. 

Die Zusage des in Artikel 1 genannten Betrags entfällt, soweit 
nicht innerhalb einer Frist von ß Jahren nach dem Zusagejahr die 
entsprechenden Finanzierungsverträge abgeschlossen wurden. 
Für den in Artikel 1 genannten Betrag endet diese Frist mit Ablauf 
des 31. Dezember 2004. 

Artikel 3 

Die Regierung der Republik Nicaragua stellt die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau von sämtlichen Steuern und sonstigen öffentli¬ 
chen Abgaben frei, die im Zusammenhang mit dem Abschluß 
und der Durchführung des in Artikel 2 erwähnten Vertrags in 
Nicaragua erhoben werden. 

Artikel 4 

Die Regierung der Republik Nicaragua überläßt bei den sich 
aus der Gewährung des Finanzierungsbeitrags ergebenden 
Transporten von Personen und Gütern im See- und Luftverkehr 
den Passagieren und Lieferanten die freie Wahl der Verkehrsun- 
temehmen, trifft keine Maßnahmen, welche die Beteiligung der 
Verkehrsuntemehmen mit Sitz in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land ausschließen oder erschweren, und erteilt gegebenenfalls 
die für eine Beteiligung dieser Verkehrsuntemehmen erforderli¬ 
chen Genehmigungen. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen tritt am Tag seiner Unterzeichnung in Kraft. 


Geschehen zu Managua am 11. Oktober 1996 in zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher und spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
U. Schöning 

Für die Regierung der Republik Nicaragua 
Geralde Peralta Mayorga 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens über den internationalen Handel 
mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen 

Vom 8. November 1996 


Das Übereinkommen vom 3. März 1973 über den internationalen Handel mit 
gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen in der Fassung der Änderung 
vom 22. Juni 1979 (BGBl. 1975 11 S. 773; 1995 II S. 771) wird nach seinem 
Artikel XXII Abs. 2 für folgende weitere Staaten in Kraft treten; 

Georgien am 12. Dezember 1996 

Türkei am 22. Dezember 1996 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
15. Juli 1996 (BGBl. II S. 1218). 


Bonn, den 8. November 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hilger 


Bekanntmachung 

des deutsch^paraguayischen Abkommens 
über Finanzielle Zusammenarbeit 

Vom 12. November 1996 

Das in Asunciön, Paraguay, am 9. September 1996 
Unterzeichnete Abkommen zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Republik Paraguay über Finanzielle Zusammenarbeit ist 
nach seinem Artikel 5 

am 9. September 1996 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 12. November 1996 

Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Im Auftrag 
Schweiger 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Paraguay 
über Finanzielle Zusammenarbeit 
(Vorhaben „Kreditprogramm für die kleine und 
mittlere Agroindustrie, Ländliche Wasserversorgung Servicio 
Nacional de Saneamiento Ambiental I, Studien- und Fachkräftefonds 11“) 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Paraguay - 

im Geiste der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Paraguay, 

in dem Wunsch, diese freundschaftlichen Beziehungen durch 
partnerschaftliche Finanzielle Zusammenarbeit zu festigen und 
zu vertiefen, 

im Bewußtsein, daß die Aufrechterhaltung dieser Beziehungen 
die Grundlage dieses Abkommens ist, 

in der Absicht, zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
in der Republik Paraguay beizutragen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Regierung der Bundesrep>ublik Deutschland ermöglicht 
es der Regierung der Republik Paraguay, von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau, Frankfurt/Main (KfW), 

a) für folgende Vorhaben 

aa) Kreditprogramm für die kleine und mittlere Agroindustrie 
bis zu 12,2 Mio DM (in Worten: zwölf Millionen zwei¬ 
hunderttausend Deutsche Mark), 

bb) Ländliche Wasserversorgung Servicio Nacional de 
Saneamiento Ambiental I bis zu 0,5 Mio DM fin Worten; 
fünfhunderttausend Deutsche Mark), 

Darlehen bis zu insgesamt 12,7 Mio DM (in Worten: zwölf 
Millionen siebenhunderttausend Deutsche Meirk) zu erhalten, 
wenn nach Prüfung deren Förderungswürdigkeit festgestellt 
worden ist; 

b) für das Vorhaben „Studien- und Fachkräftefonds 11“ einen 
nichtrückzahlbaren Finanzierungsbeitrag bis zu insgesamt 
0,3 Mio DM (in Worten: dreihunderttausend Deutsche Mark) 
zu erhalten. 

(2) Falls die Regierung der Bundesrepublik Deutschland es der 
Regierung der Republik Paraguay zu einem späteren Zeitpunkt 
ermöglicht, Darlehen oder Finanzierungsbeiträge zur Vorberei¬ 
tung oder Finanzierungsbeiträge für notwendige Begleitmaß¬ 
nahmen zur Durchführung und Betreuung der in Absatz 1a) 
aufgeführten Vorhaben voh der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW), Frankfurt am Main, zu erhalten, findet dieses Abkommen 
Anwendung. 


(3) Die in Absatz 1a) bezeichneten Vorhaben können im 
Einvernehmen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Republik Paraguay durch 
andere Vorhaben ersetzt werden. 

(4) Finanzierungsbeiträge für Vorbereitungs- und Begleitmaß¬ 
nahmen gemäß Absatz 2 werden in Darlehen umgewandelt, 
wenn sie nicht für solche Maßnahmen verwendet werden. 

Artikel 2 

(1) Die Verwendung der in Absatz 1 des Artikels 1 genannten 
Beträge, die Bedingungen, zu denen sie zur Verfügung gestellt 
werden, sowie das Verfahren der Auftragsvergabe bestimmen 
die zwischen der Kreditanstalt für Wiederaufbau und dem 
Empfänger der Darlehen bzw. des Finanzierungsbeitrages zu 
schließenden Verträge, die den in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land geltenden Rechtsvorschriften unterliegen. 

(2) Die Regierung der Republik Paraguay, soweit sie nicht 
selbst Darlehensnehmerin ist, wird gegenüber der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau alle Zahlungen in Deutscher Mark in Erfüllung 
von Verbindlichkeiten der Darlehensnehmer aufgrund der nach 
Absatz 1 a) zu schließenden Verträge garantieren. 

Artikel 3 

Die Regierung der Republik Paraguay stellt die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau von sämtlichen Steuern und sonstigen öffent¬ 
lichen Abgaben frei, die im Zusammenhang mit dem Abschluß 
und der Durchführung der in Artikel 2 erwähnten Verträge in der 
Republik Paraguay erhoben werden. Die Bezahlung von Steuern 
und Abgaben wird von den nationalen paraguayischen Institu¬ 
tionen übernommen, die Begünstigte der Darlehens- und Finan¬ 
zierungsbeiträge sind. 

Artikel 4 

Die Regierung der Republik Paraguay überläßt bei den sich 
aus der Darlehensgewährung und aus der Gewährung des Finan¬ 
zierungsbeitrages ergebenden Transporten von Personen und 
Gütern im See- und Luftverkehr den Passagieren und Lieferanten 
die freie Wahl der Verkehrsuntemehmen, trifft keine Maßnahmen, 
welche die gleichberechtigte Beteiligung der Verkehrsuntemeh¬ 
men mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland ausschließen 
oder erschweren, und erteilt gegebenenfalls die für eine Be¬ 
teiligung dieser Verkehrsunternehmen erforderlichen Genehmi¬ 
gungen. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen tritt am Tag seiner Unterzeichnung in Kraft. 


Geschehen zu Asunciön am 9. September 1996 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und spanischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Joachim Kausch 

Für die Regierung der Republik Paraguay 
Dr. Rubän Dario Melgarejo Lanzoni 
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Bekanntmachung 

zur Festlegung der Gebührensätze und Transatlantiktarife 
sowie über die Erhebung von Verzugszinsen 
bei verspäteter Zahlung von FS-Streckengebühren 
nach dem Internationalen Übereinkommen 
über die Zusammenarbeit in der Flugsicherung (EUROCONTROL) 

Vom 6. Dezember 1996 

Die Ständige Kommission für Flugsicherung, erweitert um die Vertreter der am 
FS-Streckengebührensystem beteiligten Nichtmitgliedstaaten, hat am 5. Dezem¬ 
ber 1996 beschlossen, daß mit Wirkung vom 1. Januar 1997 die Gebührensätze 
und Transatlantiktarife sowie der Satz der Verzugszinsen bei verspäteter Zahlung 
von FS-Streckengebühren neu festgelegt werden. 

Die Beschlüsse werden hiermit bekanntgemacht nach Artikel 2 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 2. Februar 1984 zu dem Protokoll vom 12. Februar 1981 zur 
Änderung des Internationalen Übereinkommens über Zusammenarbeit zur 
Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ vom 13. Dezember 1960 und zu der 
Mehrseitigen Vereinbarung vom 12. Februar 1981 über Flugsicherungs-Strecken¬ 
gebühren (BGBl. 1984 II S. 69) in Verbindung mit § 2 Abs. 2 der FS-Strecken- 
Gebühren-Verordnung vom 14. April 1984 (BGBl. I S. 629), geändert durch 
Verordnung vom 10. September 1986 (BGBl. I S. 1524). 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
19. Juni 1996 (BGBl. II S. 1036). 


Bonn, den 6. Dezember 1996 

Bundesministerium für Verkehr 
Im Auftrag 
Dr. Graumann 


Beschluß Nr. 34 

zur Festlegung der Gebührensätze und Transatlantiktarife 
für den am 1. Januar 1997 beginnenden Erhebungszeitraum 


Die Ständige Kommission für Flugsicherung, erweitert um die Vertreter der am FS-Strek- 
kengebührensystem beteiligten Nichtmitgliedstaalen, 

gestützt auf das am 12. Februar 1981 in Brüssel geänderte Internationale Übereinkom¬ 
men über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt (EUROCONTROL), insbesondere 
auf dessen Artikel 5 Absatz 2; 

gestützt auf die Mehrseitige Vereinbarung über Flugsicherungs-Streckengebühren vom 
12. Februar 1981, insbesondere auf deren Artikel 3 Absatz 1(a) und 2(e) sowie Artikel 6 
Absatz 1(a); 

faßt folgenden Beschluß: 


Einziger Artikel 

Die in der Anlage zu diesem Beschluß aufgeführten Gebührensätze und Transatlantiktarife 
werden genehmigt und treten am 1. Januar 1997 in Kraft, 


Geschehen zu Brüssel am 5. Dezember 1996 


Für den Präsidenten der erweiterten Kommission 
Dimitris Georgarakis 
Vizepräsident der erweiterten Kommission 
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Gebührensätze (Basissätze) 
(ab 1. Januar 1997) 


Staat 

Nationaler 

Gebühren¬ 

satz 

Verwal¬ 

tungs¬ 

kostensatz 

Globaler 

Gebühren¬ 

satz 

Angewandter Wechselkurs 


ECU 

ECU 

ECU 


1 ECU = 

Belgien/Luxemburg 

68,11 

0,28 

68,39 

BEF 

39,3520 

Deutschland 

72,61 

0,28 

72,89 

DEM 

1,91115 

Frankreich 

61,61 

0,28 

61,89 

FRF 

6,50787 

Vereinigtes Königreich 

74,73 

0,28 

75,01 

GBP 

0,813841 

Niederlande 

55,48 

0,28 

55,76 

NLG 

2,14253 

Iriand 

20,92 

0,28 

21,20 

lEP 

0,788059 

Schweiz 

84,59 

0,28 

84,87 

CHF 

1,56306 

Portugal, Lissabon 

35,91 

0,28 

36,19 

PTE 

195,200 

Österreich 

59,44 

0,28 

59,72 

ATS 

13,4475 

Spanien, Kontinent 

51,37 

0,28 

51,65 

ESP 

161,095 

Spanien, Kanarische Inseln 

48,22 

0,28 

48,50 

ESP 

161,095 

Portugal, Santa Maria 

12,44 

0,28 

12,72 

PTE 

195,200 

Griechenland 

34,87 

0,28 

35,15 

GRD 

303,798 

Türkei 

48,29 

0,28 

48,57 

TRL 

112870,0 

Malta 

43,38 

0,28 

43,66 

MTL 

0,457648 

Zypern 

22,62 

0,28 

22,90 

CYP 

0,588890 

Ungarn 

23,73 

0,28 

24,01 

HUF 

198,814 

Norwegen 

50,68 

0,28 

50,96 

NOK 

8,19539 

Dänemark 

54,38 

0,28 

54,66 

DKK 

7,36091 

Slowenien 

76,05 

0,28 

76,33 

SIT 

170,483 

Tschechische Republik 

48,81 

0,28 

49,09 

CZK 

33,7305 

Schweden 

46,52 

0,28 

46,80 

SEK 

8,42542 

Italien 

64,93 

0,28 

65,21 

ITL 

1929,22 

Slowakische Republik 

68,39 

0,28 

68,67 

SKK 

38,9975 
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Tarife ab 1. Januar 1997 

für Flüge gemäß Artikel 8 der Anwendungsbedingungen 
Luftfahrzeuge mit dem Gewichtsfaktor eins 
(50 metrische Tonnen) 


Startflugplatz 
(oder erster Zielflugplatz) 
geographische Lage 

Erster Zielflugplatz 
(oder Startflugplatz) 

ECU 

1 

2 

3 

ZONE I 



- zwischen 14° WL und 110° WL 

Frankfurt 

1 157,26 

und nördlich von 55° NB, 

Kobenhavn 

512,37 

ausgenommen Island 

London 

734,66 


Paris 

985,12 


Prestwick 

384,80 

ZONE II 



- zwischen 40° WL und 110° WL 

Abidjan 

164,72 

und zwischen 28° NB und 55° NB 

Amman 

2 054,58 


Amsterdam 

725,97 


Athinai 

1 817,34 


Bahrain 

1 892,98 


Bäle-Mulhouse 

862,61 


Banjul 

159,64 


Barcelona 

775,04 


Belfast 

184,56 


Berlin 

1 078,82 


Birmingham 

408,48 


Bordeaux 

500,95 


Bristol 

405,85 


Bruxelles 

718,25 


Bucuresti 

1 489,82 


Budapest 

1 430,14 


Cairo 

2 085,77 


Cardiff 

267,01 


Casablanca 

355,56 


Dakar 

159,51 


Dublin 

118,31 


Düsseldorf 

839,49 


East Midlands 

382,56 


Frankfurt 

954,97 


Geneva 

867,26 


Glasgow 

273,04 


Göteborg 

830,28 


Hamburg 

910,46 


Helsinki 

688,78 


Istanbul/Atatürk 

1 470,30 


Jeddah 

1 971,28 


Johannesburg, Jan Smuts 

159,89 


Kiev 

1 228,47 


Kobenhavn 

634,08 


Köln-Bonn 

877,40 


Lagos 

160,40 


Lamaca 

1 977,65 


Las Palmas, Gran Canaria 

499,01 


Leeds and Bradford 

401,57 


Lille 

625,48 

! 

Lisboa 

389,22 

1 

London 

477,82 


Luxembourg 

858,69 


Lyon 

746,46 


Maastricht 

767,41 


Madrid 

578,42 


Malaga 

620,98 


Manchester 

335,88 


Manston 

539,59 


Marseille 

883,20 


Milano 

1 037,38 


Monrovia 

159,64 
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Startfiugplatz 
(oder erster Zietflugplatz) 
geographische Lage 

Erster Zielflugptatz 
(oder Startflugplatz) 

ECU 

1 

2 

3 


Moskva 

862,89 


München 

1 159,71 


Nantes 

435,74 


Napoli-Capodichino 

1 408,31 


Newcastle 

386,44 


NIce 

923,11 


Oostende 

608,29 


Oslo 

297,61 


Paris 

663,43 


Ponta Delgada, Afores 

165,61 


Porto 

283,13 


Praha 

1 189,72 


Prestwick 

248,46 


Riyadh 

1 959,05 


Roma 

1 269,42 


Sat 1., Cabo Verde 

159,51 


Santa Maria, A(ores 

177,19 


Santiago, Espana 

271,61 


Shannon 

80,56 


Sofia 

1 416,97 


Stockholm 

507,63 

- 

Stuttgart 

980,26 


Tel-Aviv 

2 088,61 


Tenerife 

460,01 


Torino 

999,31 


Toulouse-Blagnac 

658,71 


Venezia 

1 288,78 


Warszawa 

980,30 


Wien 

1 345,57 


Zürich 

985,40 

ZONE III 



- westlich von 110° WL und 

Amsterdam 

809,67 

zwischen 28° NB und 55° NB 

Düsseldorf 

930,09 


Frankfurt 

1 035,24 


Geneva 

1 122,94 


Glasgow 

343,55 


Helsinki 

617,62 


Kebenhavn 

581,05 


Köln-Bonn 

924,03 


London 

704,95 


Luxemt>ourg 

985,47 


Madrid 

455,81 


Manchester 

545,27 


MitarK) 

1 297,55 


Moskva 

570,24 


München 

1 366,84 


Paris 

903,88 


Prestwick 

343,55 


Roma 

1 311,10 


Shannon 

76,74 


Warszawa 

650,68 


Züridi 

1 172,59 

ZONE IV 



- westlich von 40° WL 

Amsterdam 

747,28 

und zwischen 20° NB und 28° NB, 

Barcelona 

917,79 

einschließlich Mexiko 

Berlin 

881,50 


Bruxelles 

719,76 


Düsseldorf 

885,92 


Frankfurt 

947,87 


Hamburg 

904,62 


Helsinki 

727,79 


Köln-Bonn 

864,18 


Las Palmas, Gran Canaria 

595,35 


Lisboa 

454,87 
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Startflugplatz 
(oder erster Zielflugplatz) 
geographische Lage 

Erster Zielflugplatz 
(oder Startflugplatz) 

ECU 

1 

2 

3 


London 

497,76 


Luxembourg 

908,67 


Madrid 

609,22 


Manchester 

344,73 


Milano 

1 006,61 


München 

1 117,84 


Paris 

634,34 


Praha 

1 164,63 


Roma 

1 199,29 


Sal 1., Cabo Verde 

104,18 


Salzburg 

1 146,85 


Santa Maria, Agores 

178,21 


Santiago, Espana 

464,04 


Shannon 

169,60 


Wien 

1 301,83 


Zürich 

932,90 

ZONE V 



- westlich von 40° WL 

Amsterdam 

903,14 

und zwischen Äquator und 20° NB 

Bäle-Mulhouse 

968,61 


Barcelona 

929,67 


Berlin 

1 266,15 


Bordeaux 

823,55 


Bruxelles 

820,94 


Düsseldorf 

1 022,76 


Frankfurt 

1 046,96 


Glasgow 

358,15 


Hamburg 

1 075,36 


Hannover 

1 057,88 


Helsinki 

1 194,20 


Kobenhavn 

1 353,70 


Köln-Bonn 

996,09 


Las Palmas, Gran Canaria 

609,20 


Lille 

901,55 


Lisboa 

539,61 


London 

669,93 


Lyon 

972,76 


Madrid 

714,61 


Manchester 

406,23 


Marseille 

1 141,28 


Milano 

1 117,82 


München 

1 153,29 


Nantes 

792,62 


Paris 

868,08 


Porto 

524,83 


Porto Santo, Madeira 

346,67 


Prestwick 

358,15 


Roma 

1 466,96 


Salzburg 

1 170,90 


Santa Maria, Agores 

233,16 


Santiago, Espana 

546,96 


Shannon 

277,55 


Stuttgart 

991,39 


Tenerife 

604,35 


Toulouse-Blagnac 

952,26 


Wien 

1 358,92 


Zürich 

1 092,10 
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Beschluß Nr. 35 

über die Erhebung von Verzugszinsen 
bei verspäteter Zahlung von FS-Streckengebühren 
für den am 1. Januar 1997 beginnenden Erhebungszeitraum 


Die Ständige Kommission für Flugsicherung, erweitert um die Vertreter der am FS-Strecken- 
gebührensystem beteiligten Nichtmitgtiedstaaten, 

gestützt auf das am 12. Februar 1981 in Brüssel geänderte Internationale Übereinkom¬ 
men über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt (EUROCONTROL), insbesondere 
auf dessen Artikel 5 Absatz 2; 

gestützt auf die Mehrseitige Vereinbarung über Flugsicherungs-Streckengebühren vom 
12. Februar 1981, insbesondere auf deren Artikel 3 Absatz 2(e) und Artikel 6 Absatz 1(a); 

gestützt auf die Anwendungsbedingungen des FS-Streckengebührensystems, insbeson¬ 
dere auf deren Artikel 11; 

gestützt auf die Zahlungsbedingungen des FS-Streckengebührensystems, insbesondere 
auf deren Artikel 6; 

faßt folgenden Beschluß: 


Einziger Artikel 

Der Satz der Verzugszinsen, die bei verspäteter Zahlung vor FS-Streckengebühren ab 
1. Januar 1997 erhoben werden, beträgt 

7,27% pro Jahr. 


Geschehen zu Brüssel am 5. Dezember 1996 


Für den Präsidenten der erweiterten Kommission 
Dimitris Georgarakis 
Vizepräsident der eniveiterten Kommission 
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Bekanntmachung 

von Änderungen der Klasseneinteilung 
der internationalen Klassifikation von Waren 
und Dienstleistungen für die Eintragung von Marken 

Vom 11. Dezember 1996 

Die Klasseneinteilung der internationalen Klassifikation nach dem Abkommen 
von Nizza vom 15. Juni 1957 über die internationale Klassifikation von Waren 
und Dienstleistungen für die Eintragung von Marken (BGBl. 1964 II 
S. 1217) in der Genfer Fassung vom 13. Mai 1977 (BGBl. 1981 II S. 358) sowie 
die erläuternden Anmerkungen zur Klasseneinteilung sind durch Beschluß des 
Sachverständigenausschusses gemäß Artikel 3 des Abkommens in seiner 
Sitzung vom 6. bis 10. November 1995 geändert worden. Die Änderungen treten 

am 1.Januar 1997 

in Kraft; sie werden nachstehend veröffentlicht. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
18. Mai 1992 (BGBl. II S. 438; 1996 IIS. 2660). 


Bonn, den 11. Dezember 1996 


Bundesministerium der Justiz 
Im Auftrag 

Niederleithinger 


1. In den erläuternden Anmerkungen zu Klasse 1 wird 


a) im englischen Text im Abschnitt 


b) im französischen Text 


“Does not include, in particular;" 
der Hinweis auf Klasse 16 geändert in: 

adhesives for stationery or house- 
hokJ purposes (CI. 16);" 

2. In Klasse 7 werden 
a) im englischen Text die Wärter 

“agricultural implements;” 
durch die Wörter 

“agricultural implements other than 
hand-operated;” 

ersetzt; 


im Abschnitt 

«Ne comprend pas notamment:» 
der Hinweis auf Klasse 16 geändert in: 

«- les adhäsifs (matiöres collantes) 
pour la papeterie ou le mänage 
(cl. 16):» 

b) im französischen Text die Wörter 

«Instruments agricoles;» 
durch die Wörter 

«instruments agricoles autres que 
ceux actionnäs manuellement;» 

ersetzt; 


c) im deutschen Text im Abschnitt 

(Obersetzung) 

„Enthält insbesondere nicht;" 

der Hinweis auf Klasse 16 geändert in: 

Klebstoffe für Papier- und Schreib¬ 
waren oder für Haushaltszwecke 
(Kl. 16):“ 

c) im deutschen Text die Wörter 

(Übersetzung) 

„landwirtschaftliche Geräte;“ 
durch die Wörter 

„nicht handbetätigte landwirtschaft¬ 
liche Geräte;“ 

ersetzt. 

c) im deutschen Text im Abschnitt 

(Übersetzung) 

„Enthält insbesondere:“ 
am Ende die Wörter 

„- elektrische Reinigungsmaschinen 
und -geräte.“ 

hinzugefügt. 


3. In den erläuternden Anmerkungen zu 
a) im englischen Text im Abschnitt 

“Includes, in particular;” 
am Ende die Wörter 

electric cleaning machines and 
apparatus." 

hinzugefügt; 


Klasse 7 werden 

b) im französischen Text im Abschnitt 

«Comprend notamment:» 
am Ende die Wörter 

•- les machines et appareils electri- 
ques de nettoyage.» 

hinzugefügt; 
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4. In den erläutemden Anmerkungen zu Klasse 9 wird 
a) im englischen Text im Abschnitt b) im französischen Text im Abschnitt 


“Includes, in particular:” 
der Absatz c.) 
gestrichen; 


«Comprend notamment;> 
der Absatz c.) 
gestrichen; 


5. In den erläutemden Anmerkungen zu Klasse 35 wird 
a) im englischen Text im Abschnitt b) im französischen Text im Abschnitt 


“Includes, in particular;" 
im ersten Absatz das Wort 
“transmission” 
gestrichen; 

und vor dem ersten Absatz hinzu¬ 
gefügt: 

the bringing together, for the benefit 
of others, of a variety of goods 
(excluding the transfxsrt thereof), 
enabling Customers to conveniently 
View and purchase those goods;" 

6 . 

a) im 

“Includes, in particular:” 
der letzte Absatz geändert In: 

rendered to insured and Insurance 
Underwriting Services." 


«Comprend notamment;» 
im ersten Absatz das Wort 
«transmission» 
gestrichen; 

und vor dem ersten Absatz hinzu¬ 
gefügt: 

«- Ie regroupement pour Ie compte de 
tiers de produits divers (ä l’excep- 
tion de leur transport) permettant 
au consommateur de les voir et de 
les acheter commodement;» 


«Comprend notamment:» 
der letzte Absatz geändert in: 

«- les Services rendus aux assures et 
les Services de souscription d’as- 
surances.» 


c) im deutschen Text im Abschnitt 

{Übersetzung) 

„Enthält insbesondere:“ 
der Absatz c.) 
gestrichen. 

c) im deutschen Text im Abschnitt 

{Übersetzung) 

„Enthält insbesondere;“ 
im ersten Absatz das Wort 
„Übermitteln“ 
gestrichen; 

und vor dem ersten Absatz hinzu¬ 
gefügt: 

Das Zusammenstellen verschiede¬ 
ner Waren (ausgenommen deren 
Transport) für Dritte, um den Ver¬ 
brauchern Ansicht und Erwerb die¬ 
ser Waren zu erleichtern;“ 

c) im deutschen Text im Abschnitt 

(Übersetzung) 

„Enthält insbesondere:“ 
der letzte Absatz geändert in: 

Dienstleistungen für Versicherte so¬ 
wie Dienstleistungen in bezug auf 
den Abschluß von Versicherungen.“ 


In den erläutemden Anmerkungen zu Klasse 36 vyird 

englischen Text im Abschnitt b) im französischen Text im Abschnitt 



